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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2010 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2010 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Im fünften Jahr in Folge kam es 2010 zu einer Umbildung der Regierung. Nach dem
Rücktritt von Bundesrat Deiss (cvp) 2006, der Nichtwiederwahl von Bundesrat Blocher
(svp) 2007 sowie den Rücktritten von Samuel Schmid (svp) 2008 und Pascal Couchepin
(fdp) 2009, demissionierten 2010 erneut zwei Bundesräte. Moritz Leuenberger (sp) und
Hans-Rudolf Merz (fdp) wurden durch Simonetta Sommaruga (sp) und Johann
Schneider-Ammann (fdp) ersetzt. Beide Sitze wurden von der SVP angegriffen. Der Sitz
der FDP wurde zudem von den Grünen streitig gemacht. Weder Jean-François Rime
(svp) noch Brigit Wyss (gp) erhielten aber die nötigen Stimmen. Ob die
Regierungszusammensetzung von 2010 nun ein wenig stabiler bleibt als die
vorangehenden, ist höchst fragwürdig. Erstens wird ein Rücktritt von Micheline Calmy-
Rey (sp) auf Ende der Legislatur erwartet und zweitens wird die Verteilung der Sitze
unter den Parteien von der SVP nach wie vor heftig kritisiert. Sie moniert, dass sie als
fraktionsstärkste Partei ein Anrecht auf mehr als einen Sitz habe. Die National- und
Ständeratswahlen von 2011 versprechen auch unter dem Gesichtspunkt der
Regierungszusammensetzung spannend zu werden.

Mit den Neubesetzungen in der Exekutive kam es knapp 40 Jahre nach Einführung des
Frauenstimmrechts erstmals in der Geschichte der Schweiz zu einer Frauenmehrheit in
der Regierung. Vier der sieben Magistratinnen sind Frauen. Zudem wurden im
Berichtsjahr die drei höchsten politischen Ämter von Frauen besetzt. Als
Bundespräsidentin amtierte Doris Leuthard (cvp), als Nationalratspräsidentin Pascale
Bruderer Wyss (sp) und als Ständeratspräsidentin Erika Forster-Vannini (fdp). Allerdings
sind die Frauen in den nationalen und kantonalen Parlamenten nach wie vor deutlich in
der Minderheit. Nach den kantonalen Parlamentswahlen, die in acht Kantonen
stattfanden, waren die Frauenanteile sogar rückläufig.

Das Berichtsjahr stand im Zeichen der Aufarbeitung der verschiedenen Krisen der
Vorjahre. Der Bundesrat musste für sein Krisenmanagement viel Kritik einstecken. Ihm
wurden Führungsdefizite, mangelndes gegenseitiges Vertrauen im Kollegium und eine
schlecht koordinierte Informationspolitik vorgeworfen. Die UBS-Krise, die Libyen-Krise,
die zuerst unkoordinierten Rücktrittswünsche der Bundesräte Leuenberger und Merz
sowie die grosse Rochade bei der Departementsverteilung wurden als Zeichen eines
Konkordanz- und Kollegialitätsverlusts gedeutet. Die Lancierung einer Initiative für die
Volkswahl des Bundesrates und zahlreiche Vorstösse für eine Regierungsreform waren
die Folgen.

Auch in der Aussenpolitik galt es im Berichtsjahr, Krisen aufzuarbeiten. Infolge der
Aufweichung des Bankgeheimnisses im Rahmen der Übernahme der OECD-Standards
bei der Amtshilfe in Steuersachen wurden mit zahlreichen Staaten
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen. Das Amtshilfeabkommen mit den USA
musste in einen Staatsvertrag umgewandelt werden, in dem sich die Schweiz zur
Herausgabe von UBS-Kundendaten verpflichtete. Das Parlament tat sich mit der
nachträglichen Annahme dieses Vertrages sehr schwer. Insbesondere SVP und SP
wollten ihre Zusage an Bedingungen knüpfen. Die SP hatte aber weder mit ihrer
Forderung nach strengeren Regeln für den Bankensektor noch nach Beschränkungen
der Manager-Boni Erfolg. Nach langem Hin und Her und einer Kehrtwende der SVP
wurde der Vertrag schliesslich gutgeheissen, ohne dass er dem Referendum unterstellt
wurde.

Die EU fuhr fort, das schweizerische Steuersystem zu attackieren und verlangte einen
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen. Sie machte auch deutlich, dass
der bilaterale Weg an Grenzen stosse und drohte, dass sie nicht mehr bereit sei, über
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zahlreiche unterschiedliche Dossiers zu verhandeln. Der Bundesrat machte in seinem
Bericht zur Europapolitik allerdings deutlich, dass er am bilateralen Weg festhalten will.

Der Bundesrat legte 2010 den Armeebericht vor, der eine Verkleinerung des Bestandes
auf 80'000 Mann und jährliche Gesamtausgaben von CHF 4.4 Mia. vorsieht. Der Kauf
einer neuen Kampfjetflotte wurde hingegen aufgrund fehlender Mittel auf 2015
verschoben, woraufhin die GSoA ihre Initiative für ein Moratorium für die Anschaffung
von Kampfflugzeugen zurückzog.

Im Berichtsjahr war in der Schweiz ein konjunktureller Aufschwung zu verzeichnen.
Das nominelle BIP nahm um 2 Prozent zu. Die Wirtschaftsleistung pendelte sich auf den
Vorkrisenwerten ein. Der Aufschwung schlug sich auch in der Staatsrechnung nieder,
die – entgegen aller Erwartungen – mit einem Überschuss von CHF 3.6 Mia abschloss.
Die Staatsquote sank leicht um 0.1 Prozent. Die Arbeitslosigkeit sank von 4.5 Prozent auf
3.8 Prozent, lag aber im Vergleich zum Vorjahr im Schnitt um 0.2 Prozentpunkte höher.
Die Nationalbank trug mit ihrer expansiven Geldmengenpolitik zum Aufschwung bei. Die
europäische Staatsschuldenkrise und die unsichere Entwicklung der Wirtschaft in den
USA hatten jedoch zur Folge, dass der Franken gegenüber dem Euro und dem US-Dollar
massiv an Wert gewann. Die Nationalbank intervenierte deshalb im Frühling massiv am
Devisenmarkt, um die Exportwirtschaft zu stützen. Während des Berichtsjahres gewann
der Franken gegenüber dem Euro um 17 Prozent und gegenüber dem Dollar um 11
Prozent an Wert, was sich ab der zweiten Jahreshälfte konjunkturdämpfend auswirkte.

Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wurden im Berichtsjahr zum Entscheid über
sieben Vorlagen an die Urne gerufen. Unterschiedlichen Erfolg hatte die Linke, die
zusammen mit den Gewerkschaften Referenden gegen Reformen in den
Sozialversicherungen eingereicht hatten. Während das Referendum gegen die
Anpassung des BVG-Mindestumwandlungssatz erfolgreich war, wurde die Änderung im
Arbeitslosenversicherungsgesetz, die Kürzungen in Dauer und Höhe der Taggelder
vorsieht, gegen die Opposition der Linken gutgeheissen. Wenig umstritten war der
Verfassungsartikel über die Forschung am Menschen, der dem Bund die Möglichkeit
gibt, Forschungsvorhaben gesamtschweizerisch zu regeln sowie den Schutz von Würde
und Persönlichkeit des Menschen und die Gewährleistung von wissenschaftlicher
Freiheit in der Verfassung zu verankern. Die Vorlage, die dem obligatorischen
Referendum unterstand, wurde mit über drei Viertel der Stimmen angenommen. Drei
Initiativen standen zur Abstimmung. Weder die Tierschutzanwaltinitiative, welche die
Einsetzung kantonaler Tierschutzanwälte gefordert hatte, noch die
Steuergerechtigkeitsinitiative, die eine Einschränkung des Steuerwettbewerbs zwischen
den Kantonen vorgesehen hätte, fanden Gehör. Erfolgreich war hingegen die
Ausschaffungsinitiative der SVP. Die Vorlage verlangt, dass Ausländerinnen und
Ausländer, die aufgrund bestimmter Straftaten verurteilt wurden, ihre
Aufenthaltsansprüche verwirken und aus der Schweiz ausgewiesen werden. Im Vorfeld
der Abstimmung kam es im Parlament zu intensiven Debatten über die Gültigkeit der
Vorlage und über einen Gegenvorschlag. Dieser kam zwar zustande, wurde an der Urne
jedoch abgelehnt. Die Ausschaffungsinitiative, aber auch die im Vorjahr angenommene
Minarettinitiative sowie die im Berichtsjahr allerdings zurückgezogene Initiative zur
Einführung der Todesstrafe beförderten die Diskussion über die Vereinbarkeit von
Volksinitiativen mit internationalen Abkommen sowie dem Völker- und Menschenrecht.
Während auf der einen Seite Möglichkeiten für eine bessere Prüfung dieser
Vereinbarkeit diskutiert wurden, die bis hin zum Vorschlag eines Verfassungsgerichts
reichten, versuchte auf der anderen Seite insbesondere die SVP mit verschiedenen
erfolglosen Vorstössen Regelungen einzuführen, die Landesrecht zwingend über
Völkerrecht stellen würden. 

Politische Grundfragen:
– In Zukunft soll zu Beginn einer Legislaturperiode im Parlament die Nationalhymne
gespielt werden.
– Die grössten Sorgen in der Bevölkerung sind die Angst vor Arbeitslosigkeit und vor
dem Klimawandel.
– Der Schweizer Pavillon an der Weltausstellung lockte zahlreiche Besucher an.

Rechtsordnung:
– Im Rahmen der Revision des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes
wurde über Datenschutz debattiert.
– Der Bericht über die Inspektion der Datenbank ISIS weckte Erinnerungen an die
Fichenaffäre in den 1990er Jahren.
– In mehreren Kantonen wurde die Einführung des kantonalen oder kommunalen
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Ausländerstimmrechts deutlich abgelehnt.
– Die Verschärfung des Strafrechts war Gegenstand verschiedener überwiesener
Vorstösse.
– Das Alarmsystem bei Kindesentführungen soll Anfang 2011 funktionstüchtig sein.
– Die Internetkriminalität und die bisher unzulänglichen Instrumente dagegen waren
Gegenstand intensiver Debatten.
– Einer Petition des Verbands Schweizerischer Polizeibeamter wurde Folge gegeben.
– Die Räte befassten sich mit der Waffeninitiative.

Institutionen und Volksrechte:
– Gleich zwei Bundesräte traten im Berichtsjahr zurück: das Parlament wählte für
Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz Simonetta Sommaruga (SP) und Johann
Schneider-Ammann (FDP); Kampfkandidaturen der SVP und der Grünen blieben ohne
Erfolg.
– Bei der Departementsverteilung kam es zu einer grossen Rochade.
– Zahlreiche Vorstösse forderten eine umfassende Regierungsreform; der Bundesrat
reagierte mit einem ersten Vorschlag.
– Die Bundesversammlung soll in Zukunft bei Notverordnungen besser und schneller
informiert werden.
– Eine Verordnung soll helfen, die Repräsentation der Landessprachen in der
Verwaltung zu verbessern.
– Das Parlament erteilt sich die Kompetenz, die Bundesanwaltschaft und ihre
Aufsichtsbehörde selbst zu wählen.
– Kontrovers diskutiert wurde das Problem der Vereinbarkeit von Volksinitiativen mit
dem Völkerrecht.

Föderativer Aufbau:
– Der Trend zu stärkerer Nutzung von Standesinitiativen hält an.
– Die Anzahl Gemeinden nimmt aufgrund von Fusionen weiter ab.
– In den beiden Basel und im Arc jurassien wird über Kantonsfusionen nachgedacht.
– Der Tessiner Ständerat Dick Marty wird neuer Präsident der Assemblée
interjurassienne.

Wahlen:
– In den Kantonen Bern, Glarus und Graubünden traten erstmals BDP und SVP
gegeneinander an. Beide Parteien profitierten vom Wahlkampf.
– Die GLP eroberte Parlamentssitze in drei weiteren Kantonen.
– In Bern kann sich die rot-grüne Regierungsmehrheit halten.
– In Appenzell Innerrhoden wurde zum zweiten Mal eine Frau in die Regierung gewählt.
– Die SVP erobert weitere Regierungssitze: in Nidwalden und Zug errang sie ein zweites
Regierungsmandat und bei den Ersatzwahlen in Uri schaffte sie zum ersten Mal den
Einzug in die Regierung.

Aussenpolitik:
– Das Parlament beauftragte den Bundesrat, die gesetzlichen Grundlagen so
anzupassen, dass die Regierung nicht mehr im Alleingang internationale Verträge
abschliessen kann.
– Der Bundesrat schlug einen Gegenvorschlag zur Initiative der AUNS vor, welche die
Volksrechte in der Aussenpolitik stärken will.
– Die EU attackierte das fiskalische System der Schweiz wiederholt und verlangte einen
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen.
– In seinem Bericht zur Europapolitik hielt der Bundesrat fest, dass der bilaterale Weg
für die Schweiz auf kurze Sicht die gangbarste Variante sei.
– Das Parlament verlangte vom Bundesrat Vorschläge, wie die bis zum Jahr 2015
geplante Erhöhung der Entwicklungshilfe auf 0.5 Prozent des BIP erreicht werden kann.
– Die beiden in Libyen festgehaltenen Schweizer Geiseln wurden freigelassen, nachdem
der Konflikt auf europäisches Niveau gehoben wurde. Der Bundesrat wurde für sein
Krisenmanagement scharf kritisiert.

Landesverteidigung:
– Der Bundesrat veröffentlichte den Bericht über die Sicherheit, der wegen fehlender
politischer Linie stark kritisiert wurde. Der Ständerat nahm ihn mit Skepsis zur
Kenntnis.
– Nach mehreren Verschiebungen hat die Regierung ihren Bericht über die Armee
vorgestellt, der die Reduktion des Bestandes der Armee um 80'000 und die
Aufrechterhaltung des jährlichen Budgets in der Höhe von CHF 4.4 Mia. empfiehlt.
– Das Parlament hat die Anpassung des Gesetzes über die Armee und die militärische
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Administration angenommen.
– Das Parlament hat mehrere Motionen angenommen, welche sich mit der
Überarbeitung der vorgesehenen Modifikationen zur Unterzeichnung des
Übereinkommens von Oslo über Streumunition beschäftigten.
– Aus budgetären Gründen verschob der Bundesrat den Ersatz der F-5 Tiger auf
unbestimmte Zeit.
– Die Zunahme der Zahl der Gesuche um Zivildienst hat eine Reihe von
parlamentarischen Vorstössen erzeugt. Ein bundesrätlicher Bericht kam jedoch zum
Schluss, dass die Bestände der Armee dadurch nicht in Gefahr seien.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaftsleistung hat sich 2010 mit Ausnahme der
Warenexporte auf den Vorkrisenwerten stabilisiert.
– Die europäische Staatsschuldenkrise und die allgemeine Wirtschaftsschwäche der
USA beflügeln den Frankenkurs und drücken auf die Margen der Exportwirtschaft.
– Das Cassis-de-Dijon-Prinzip tritt in Kraft, bewegt bezüglich Lebensmittelqualität aber
nach wie vor die Gemüter.
– Der Bundesrat beabsichtigt über eine vorgezogene Teilrevision des Bundesgesetzes
über das öffentliche Beschaffungswesen, den Mehrkosten entgegenzuwirken, die der
öffentlichen Hand durch blockierte Vergabeentscheide entstehen.
– Die Uneinigkeit der Räte im Umgang mit der «Abzocker-Initiative» verkompliziert und
verzögert die Revision des Aktien- und Rechnungslegungsrechts.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank hielt an ihrer expansiven Geldmengenpolitik fest und verzeichnet
einen Konzernverlust von CHF 19.2 Mia.
– Der Schweizer Franken gewinnt massiv an Wert.
– Das Systemrisiko durch die Grossbanken («too-big-to-fail») wird über eine Revision
des Bankengesetzes angegangen.
– Nach umfangreichen politischen Taktierereien der Flügelparteien nimmt das
Parlament den Staatsvertrag Schweiz-USA in Sachen UBS in extremis an.
– Das Bankgeheimnis erodiert und die Schweiz diskutiert unter dem massiven Druck
ausländischer Akteure eine Weissgeldstrategie.

Landwirtschaft:
– Der Ständerat beschloss Massnahmen zur Sicherung eines Selbstversorgungsgrads bei
Nahrungsmitteln von mindestens 60 Prozent.
– Mit knapper Mehrheit schuf das Parlament im Landwirtschaftsgesetz eine
Bilanzreserve zur Finanzierung von Begleitmassnahmen zu möglichen
Freihandelsabkommen.
– Der Nationalrat verabschiedete einen Antrag, mit dem die Allgemeinverbindlichkeit
für ein neues von den Produzenten bewirtschaftetes Milchmengensteuerungsmodell
festgelegt werden soll.
– Das Parlament stimmte einer Verlängerung des GVO-Moratoriums in der
Landwirtschaft zu.
– Das Inkrafttreten des Cassis de Dijon-Prinzips provozierte erneut Vorstösse zur
Sicherung der Nahrungsmittelqualität.
– Das Parlament beschloss, den Schutz des Wolfs einzuschränken.
– Die Initiative für einen Tierschutzanwalt wurde mit 70.5 Prozent Nein-Stimmen und in
allen Kantonen verworfen.

Öffentliche Finanzen:
– Das Stimmvolk lehnte eine Volksinitiative für mehr Steuergerechtigkeit mit 58.5
Prozent ab.
– Das Parlament lehnte eine radikale Vereinfachung der Mehrwertsteuer ab und wies
die Vorlage an den Bundesrat zurück.
– Die Staatsrechnung 2010 schloss mit einem Überschuss von CHF 3.6 Mia. und damit
deutlich besser als erwartet.
– Das vom Parlament beschlossene Budget sah ein Defizit von CHF 600 Mio. vor.

Energie:
– Die SP lancierte eine eidgenössische Volksinitiative für «Neue Arbeitsplätze dank
erneuerbaren Energien (Cleantech-Initiative)».
– Der Bundesrat verabschiedete die Verlängerung des SuisseEnergie Programms bis
2020.
– Die Landesregierung räumte eine einjährige Verspätung bei der Ausarbeitung der
Revision des Elektrizitätsversorgungsgesetzes ein.
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– National- und Ständerat stimmten einer Erhöhung des Wasserzinses und der Abgabe
zur kostendeckenden Einspeisevergütung zu.
– Das Parlament beriet über die CO2-Abgabebefreiung fossilthermischer Kraftwerke.

Verkehr und Kommunikation:
– Das Parlament sprach für den Infrastrukturfonds einen ausserordentlichen Beitrag
von CHF 850 Millionen.
– Die Volksinitiative «für den öffentlichen Verkehr» kam zustande.
– Die beiden Kammern bewilligten die Kredite für die dringenden
Agglomerationsprogramme und für die erste Etappe des Programms zur Beseitigung der
Engpässe auf dem Nationalstrassennetz.
– Das BAV veröffentlichte das Konzept Bahn 2030.
– Während die Initiative «für eine starke Post» Ende Sommer zustande kam, nahm das
Parlament ein neues Postgesetz an, worin es sich gegen die Abschaffung des
Restmonopols der Post aussprach.
– Das Parlament nahm die erste der drei Teilrevisionen zum Luftfahrtgesetz an.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Bundesrat präsentierte seinen indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative in Form einer Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, welcher
vom Ständerat in verschiedener Hinsicht konkretisiert wurde.
– Das Parlament verabschiedete die flankierenden Massnahmen zur Aufhebung der Lex
Koller als indirekten Gegenvorschlag zur Zweitwohnungs-Initiative.
– Der Nationalrat trat zum zweiten Mal nicht auf die Mietrechtsrevision ein und
versenkte das Geschäft somit.
– Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zur Volksinitiative «Sicheres Wohnen im
Alter».
– Der Nationalrat beantragte die Annahme von zwei Volksinitiativen zu steuerlich
privilegiertem Bausparen; der Ständerat hingegen setzte sich für die Erarbeitung eines
indirekten Gegenvorschlags ein.

Umweltschutz:
– Der Nationalrat empfahl die Volksinitiativen «für ein gesundes Klima» und «für
menschenfreundliche Fahrzeuge (Offroader-Initiative)» zur Ablehnung und
befürwortete in beiden Fällen einen indirekten Gegenvorschlag.
– Die Volksinitiative «Lebendiges Wasser» wurde zu Gunsten des vom Parlament im
Vorjahr angenommenen indirekten Gegenvorschlages zurückgezogen.
– Mit seinem erneuten Entscheid auf Nichteintreten beschloss der Nationalrat definitiv,
die Durchführungsprotokolle zur Alpenkonvention nicht zu ratifizieren.
– Entgegen dem Antrag des Bundesrates verlängerte das Parlament den Fonds
Landschaft Schweiz um weitere 10 Jahre.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres etwas
mehr als 7.8 Millionen Personen.
– Die Arbeitslosenquote zeigte sich relativ robust, sie betrug im Mittel 3.9 Prozent.
– Der Nominallohn stieg um 0.8 Prozent an, die Reallöhne blieben nahezu unverändert.
– Es wurden mehrere neue GAVs – bei Swissport und Dnata, der ISS Aviation, der Swiss,
der SBB und dem deutschen Discounter Lidl – abgeschlossen.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Der Nationalrat verabschiedete Massnahmen zur Integration von
komplementärmedizinischen Kenntnissen in die Ausbildung von Medizinalpersonen.
– Die grosse Kammer nahm verschiedene Vorstösse (siehe auch hier) an, welche im
Bereich der Pflege eine Weiterbildungs- und Ausbildungsoffensive starten wollen.
– Der Bundesrat schickte ein neues Alkoholgesetz in die Vernehmlassung.
– Bund, Kantone, Gemeinden und Städte trafen sich im November anlässlich einer
ersten nationalen Armutskonferenz.
– National- und Ständerat berieten die Botschaft zum Sportförderungsgesetz.

Sozialversicherungen:
– Der Nationalrat lehnte die leistungsseitigen Massnahmen der 11. AHV-Revision ab.
– Das Parlament (Ständerat, Nationalrat) behandelte ein erstes Massnahmenpaket der 6.
IV-Revision.
– National- und Ständerat nahmen die Revisionen des BVG bezüglich der Finanzierung
öffentlich-rechtlicher Vorsorgeeinrichtungen und die Strukturreform der beruflichen
Vorsorge an.
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– Das Volk lehnte die Anpassung des Mindestumwandlungssatzes in der beruflichen
Vorsorge ab.
– Der Nationalrat lehnte die Revision des KVG mit den Massnahmen zur Eindämmung
der Kostenentwicklung ab und behandelte die KVG-Revision zu Managed-Care.
– Der Nationalrat wies die Revision der Unfallversicherung zurück an den Bundesrat.
– Parlament und Volk nahmen die 4. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
an.

Soziale Gruppen:
– Volk und Stände hiessen im Berichtsjahr eine Volksinitiative zur Ausschaffung
krimineller Ausländer gut; der Gegenvorschlag des Parlaments wurde hingegen
abgelehnt.
– Die eidgenössischen Räte verabschiedeten ein Bundesgesetz über die Koordination
des Asyl- und des Auslieferungsverfahrens.
– Ein Komitee aus christlich-konservativen Kreisen lancierte eine Volksinitiative zur
Streichung der Abtreibungskosten aus dem Leistungskatalog der obligatorischen
Krankenversicherung.
– National- und Ständerat stimmten einer Verlängerung der Anschubfinanzierung für
familien- und schulergänzende Kinderbetreuungsangebote zu.
– Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament eine Totalrevision des
Jugendförderungsgesetzes.

Bildung und Forschung:
– Die Schweiz unterzeichnete im Berichtsjahr ein Bildungsabkommen mit der EU.
– Die Romandie und das Tessin verabschiedeten im Juni einen gemeinsamen Lehrplan
für die obligatorische Schule.
– In der Herbstsession verabschiedete die kleine Kammer ein neues Bundesgesetz über
die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen
Hochschulbereich.
– Der Verband der Schweizer Studierendenschaften lancierte im Berichtsjahr eine
Volksinitiative für höhere und schweizweit einheitliche Stipendien.
– In der Volksabstimmung vom 7. März wurde ein neuer Verfassungsartikel über die
Forschung am Menschen mit 77.2 Prozent der Stimmen gutgeheissen.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Das EDI eröffnete das Anhörungsverfahren zur Kulturbotschaft.
– Das Bundesgesetz über die Buchpreisbindung ging nach der Detailberatung des
Ständerates in die Differenzbereinigung.
– Die Verordnung zum Sprachengesetz trat per 1. Juli in Kraft.
– Die Schweizerische Bischofskonferenz verstärkte ihr Engagement zur Bekämpfung von
sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche.
– Das Ergebnis der Minarett-Initiative entpuppte sich als Ausgangspunkt einer
intensiven politischen Debatte zur Rolle des Islam in der Schweiz.

Medien:
– Anlässlich der Postgesetzrevision beschloss das Parlament die Weiterführung der
indirekten Presseförderung; gleichzeitig erging der Auftrag an den Bundesrat,
Alternativen dazu zu prüfen.
– Sowohl in der Deutsch- als auch in der Westschweiz setzte sich die Bereinigung auf
dem Pressemarkt mit wesentlichen Änderungen der Besitzverhältnisse bei den
Verlagshäusern Basler Zeitung Medien, Tamedia, NZZ und Rhône Media AG fort.
– Die SRG kämpfte mit dem fünften Defizit in Folge, setzte ihr Konvergenzprojekt aber
zu wichtigen Teilen um.
– Das MEDIA-Abkommen Schweiz-EG trat zusammen mit einer Lockerung der
Werbevorschriften für öffentliches und privates TV in Kraft.
– Der Bundesrat setzte eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung einer Cyber-Defense-
Strategie ein und verabschiedete das Präventionsprogramm «Jugendmedienschutz und
Medienkompetenz».
– Das Seco lancierte zur Verbesserung der Sicherheit im elektronischen Datenverkehr
das Pilotprojekt Suisse-ID.
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Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2010? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique ? Les événements les plus importants en 2010 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

Pour la cinquième année consécutive, il y a eu un remaniement gouvernemental en
2010. Après le retrait du conseiller fédéral Deiss (pdc) en 2006, la non réélection du
conseiller fédéral Blocher (udc) en 2007, ainsi que les démissions de Samuel Schmid
(udc), en 2008, et Pascal Couchepin (plr), en 2009, deux autres conseillers fédéraux ont
quitté leur fonction en 2010. Moritz Leuenberger (ps) et Hans-Rudolf Merz (plr) ont été
remplacés par Simonetta Sommaruga (ps) et Johann Schneider-Ammann (plr). Ces deux
sièges ont été attaqués par l’UDC. Le siège du PLR a en outre été contesté par les Verts.
Ni Jean-François Rime (udc), ni Brigit Wyss (pe) n’ont toutefois obtenu les voix
nécessaires. La composition du gouvernement ne semble toutefois guère stabilisée.
Premièrement, la démission de Micheline Calmy-Rey (ps) au terme de la législature
semble probable et, deuxièmement, la répartition des sièges entre les partis est
toujours aussi âprement critiquée par l’UDC. Invoquant son statut de premier groupe
parlementaire, cette dernière revendique en effet un deuxième siège. Les élections
fédérales de 2011 promettent d’être passionnantes du point de vue de la composition
du gouvernement.

À la faveur de ce remaniement, près de 40 ans après l’introduction du suffrage féminin
et pour la première fois dans l’histoire de la Suisse, une majorité de femmes siègent au
gouvernement. Quatre des septs conseillers fédéraux sont des femmes. Par ailleurs, au
cours de l’année sous revue, les trois fonctions politiques les plus importantes ont été
occupées par des femmes. Doris Leuthard (pdc) a assuré la présidence de la
Confédération, alors que Pascale Bruderer Wyss (ps) et Erika Forster-Vannini (plr) ont
respectivement présidé le Conseil national et le Conseil des Etats. Ceci étant, les
femmes sont demeurées nettement minoritaires dans les parlements national et
cantonaux. Les élections parlementaires, qui ont eu lieu dans huit cantons au cours de
l’année sous revue, ont même vu la proportion de femmes parmi les élus régresser.

2010 est demeurée sous le signe de la résolution des diverses crises des années
précédentes. Le Conseil fédéral a enduré de nombreuses critiques pour sa gestion des
dites crises. On lui a notamment reproché un déficit de pilotage, un manque de
confiance mutuelle entre les membres du collège et une politique d’information mal
coordonnée. L’affaire UBS, la crise libyenne, l’absence de coordination des annonces
de démission des conseillers fédéraux Leuenberger et Merz, ainsi que l’importante
rocade dans la répartition des départements ont été interprétées comme les signes
d’une perte de concordance et de collégialité. Le lancement d’une initiative pour
l’élection du Conseil fédéral par le peuple et de nombreuses propositions en faveur
d’une réforme du gouvernement en ont été les conséquences.

En matière de politique étrangère, il a également été question de résoudre des crises.
En conséquence de l’assouplissement du secret bancaire induit par la conformation
aux standards de l’OCDE concernant l’entraide administrative en matière fiscale, de
nombreuses conventions bilatérales de double imposition ont été conclues. L’accord
d’entraide administrative avec les Etats-Unis a dû être converti en un traité, par lequel
la Suisse s’est engagée à fournir des données de clients de l’UBS. L’approbation de ce
traité par le parlement s’est faite dans la douleur. L’UDC et le PS ont posé des
conditions à leur soutien. Le PS n’a obtenu gain de cause ni pour sa revendication de
soumettre le secteur bancaire à des règles plus sévères, ni pour son exigence de
réglementer les bonus des managers. Après de longues tergiversations et une volte-face
de l’UDC, le traité a finalement été adopté.

L’UE a poursuivi ses attaques contre le système fiscal suisse et exigé un échange
automatique de données en matière fiscale. Jugeant que la voie bilatérale avait atteint
ses limites, elle a en outre fait savoir qu’elle n’était pas prête à négocier avec la Suisse
sur des dossiers aussi divers que nombreux. Dans son rapport sur la politique
européenne, le Conseil fédéral a cependant réaffirmé sa volonté de poursuivre sur la
voie bilatérale.

Le Conseil fédéral a présenté son rapport sur l’armée, qui prévoit une réduction des
effectifs à 80'000 hommes et une facture annuelle globale de CHF 4.4 milliards. L’achat
de nouveaux avions de combat a été repoussé à 2015 en raison de moyens financiers
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insuffisants, raison pour laquelle le GSsA a retiré son initiative pour un moratoire sur
l’achat de nouveaux avions militaires.

Au cours de l’année sous revue, la Suisse a connu une reprise conjoncturelle. Le PIB
nominal a crû de 2 pourcent et la performance économique a retrouvé les valeurs
d’avant-crise. La reprise s’est également traduite dans les comptes d’Etat, qui – contre
toute attente – ont affiché un excédent de CHF 3.6 milliards. La quote-part étatique a
légèrement reculé à 0.1 pourcent. Le taux de chômage est quant à lui passé de 4.5 à 3.8
pourcent, mais il est demeuré en moyenne 0.2 pourcent plus élevé que l’année
précédente. La Banque nationale a contribué à la reprise grâce à sa politique monétaire
expansive. La crise européenne de la dette publique et l’évolution incertaine de
l’économie américaine ont causé une forte revalorisation du franc par rapport à l’euro
et au dollar. La Banque nationale est intervenue massivement sur le marché des devises
afin de soutenir l’industrie d’exportation. Au cours de l’année sous revue, la valeur du
franc a crû de 17 pourcent par rapport à l’euro et de 11 pourcent par rapport au dollar,
entraînant des conséquences anticonjoncturelles au second semestre.

En 2010, les citoyennes et les citoyens ont été appelés aux urnes pour se prononcer sur
sept objets fédéraux. La gauche, qui a lancé avec les syndicats des référendums contre
des réformes des assurances sociales, a connu un succès variable. Victorieuse avec le
référendum contre l’abaissement du taux minimal de conversion du deuxième pilier,
elle a par contre perdu la lutte contre les restrictions de durée et de montant des
indemnités journalières introduites dans la loi sur l’assurance chômage. L’article
constitutionnel relatif à la recherche sur l’être humain, qui donne à la Confédération la
possibilité de réglementer la recherche de manière uniforme pour toute la Suisse, tout
en protégeant la dignité et la personnalité humaines et en garantissant la liberté
scientifique, a été peu contesté. Soumis au référendum obligatoire, il a été accepté
avec plus de trois quarts des voix. Trois initiatives ont en outre été soumises au peuple
et aux cantons. Ni l’initiative en faveur de l’institution d’un avocat pour les animaux, ni
celle en faveur d’une plus grande justice fiscale, qui visait à modérer la concurrence
fiscale intercantonale, n’ont connu le succès, à l’inverse de l’initiative sur le renvoi de
l’UDC. Celle-ci exige que les étrangères et les étrangers condamnés pénalement pour
certains délits et crimes se voient retirer leur titre de séjour et expulser du territoire
suisse. Au préalable, le parlement avait longuement et vivement discuté de la validité de
l’initiative, ainsi que d’un contre-projet, qui fut cependant rejeté par le peuple.
L’initiative pour le renvoi, comme celle contre les minarets, l’année précédente, ainsi
qu’une troisième initiative en faveur de la réintroduction de la peine de mort, lancée au
cours de l’année sous revue et presque immédiatement retirée, ont alimenté la
discussion sur la compatibilité des initiatives populaires avec le droit international et
les droits de l’homme. Alors que, d’un côté, on a discuté des possibilités d’améliorer le
contrôle de cette compatibilité, évoquant même la proposition d’instituer une cour
constitutionnelle, de l’autre, on a essayé, notamment de la part de l’UDC, à travers
diverses propositions, toutes refusées, d’affirmer formellement la primauté du droit
national sur le droit international.

Problèmes politiques fondamentaux:
– À l’avenir, l’hymne national sera joué au parlement au début de la législature.
– Les principales préoccupations au sein de la population sont la peur du chômage et
du changement climatique.
– Le pavillon suisse à l’Exposition universelle de Shanghai a attiré de nombreux
visiteurs.

Ordre juridique:
– La protection des données a fait débat dans le cadre de la révision de la loi sur
l’organisation du gouvernement et de l’administration.
– Le rapport d’enquête sur la base de données ISIS a réveillé le souvenir de l’affaire des
fiches du début des années 1990.
– L’introduction du droit de vote communal ou cantonal des étrangers a été nettement
rejetée dans plusieurs cantons.
– Plusieurs propositions individuelles en faveur d’un durcissement du droit pénal ont
été adoptées.
– Le système d’alerte pour les enlèvements d’enfants entrera en fonction début 2011.
– La criminalité sur Internet et les instruments pour y faire face ont suscité d’intenses
débats.
– Le Conseil national a décidé de donner suite à une pétition de la Fédération suisse
des fonctionnaires de police.
– Les chambres ont traité l’initiative sur les armes.
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Institutions et droits populaires:
– Deux conseillers fédéraux se sont retirés au cours de l’année sous revue: le parlement
a élu Simonetta Sommaruga (PS) et Johann Schneider-Ammann (PLR) pour remplacer
Moritz Leuenberger et Hans-Rudolf Merz; des candidatures de combat de l’UDC et des
Verts ont échoué.
– D’importants changements sont survenus dans la répartition des départements.
– De nombreuses propositions ont exigé une réforme en profondeur du gouvernement;
le Conseil fédéral y a répondu avec un premier projet.
– L’Assemblée fédérale sera dorénavant mieux et plus rapidement informée des
réglementations urgentes adoptées par le gouvernement.
– Une ordonnance doit améliorer la représentation des langues nationales au sein de
l’administration fédérale.
– Le parlement s’est octroyé la compétence d’élire le Ministère public de la
Confédération et les autorités de surveillance.
– La question de la compatibilité entre les initiatives populaires et le droit international
public a été vivement débattue.

Structures fédéralistes:
– La tendance à une utilisation accrue du droit d'initiative par les cantons s'est
confirmée.
– Le nombre de communes a connu une nouvelle diminution en raison de fusions.
– Dans les deux Bâle et dans l'Arc jurassien, l'idée d'une fusion des cantons a été
avancée.
– Le conseiller aux Etats tessinois Dick Marty a été élu à la présidence de l'Assemblée
interjurassienne.

Elections:
– Dans les cantons de Berne, de Glaris et des Grisons, le PBD et l'UDC se sont affrontés
pour la première fois. Les deux partis ont tiré profit de la lutte électorale.
– Les Verts libéraux ont conquis des mandats parlementaires dans trois cantons
supplémentaires.
– A Berne, la majorité gouvernementale rose-verte a pu se maintenir.
– Pour la deuxième fois de son histoire, le canton d'Appenzell Rhodes Intérieures a
connu l'élection d'une femme au gouvernement.
– L'UDC a gagné de nouveaux sièges dans les exécutifs cantonaux: elle a conquis un
deuxième mandat gouvernemental à Nidwald et à Zoug et fait son entrée dans le
gouvernement d'Uri lors d'une élection complémentaire.

Politique étrangère:
– Le parlement a chargé le gouvernement de modifier la base légale afin que ce dernier
ne puisse conclure seul des traités internationaux.
– Le Conseil fédéral a proposé un contre-projet à l’initiative de l’ASIN visant au
renforcement des droits populaires dans la politique étrangère.
– L’UE a attaqué à de multiples reprises le système fiscal helvétique en exigeant un
échange automatique d’informations.
– Dans son rapport sur la politique européenne, le Conseil fédéral a considéré que la
voie bilatérale est, à court terme, la voie la plus praticable.
– Le parlement a exigé que le Conseil fédéral fasse des propositions afin d’atteindre
l’objectif de 0.5 pourcent du RNB en 2015 pour l’aide au développement. Le
gouvernement s’est exécuté à la fin de l’année.
– Les deux otages en Libye ont été libérés après l’intervention de l’UE. Le Conseil
fédéral a été fortement critiqué pour sa gestion collective de l’affaire.

Armée:
– Le Conseil fédéral a finalement publié son rapport sur la sécurité. Il a été fortement
critiqué pour l’absence de ligne politique claire. Le Conseil des Etats en a pris acte avec
scepticisme.
– Après de multiples reports, le gouvernement a présenté son rapport sur l’armée. Il
préconise la réduction des effectifs de l’armée à 80'000 et le maintien du budget
annuel aux alentours de CHF 4.4 milliards.
– Le parlement a accepté la modification de la loi sur l’armée et l’administration
militaire.
– Le parlement a adopté des motions remaniant les modifications prévues pour la
ratification de la Convention d’Oslo sur les armes à sous-munitions.
– Le Conseil fédéral a décidé de repousser à une date indéterminée le remplacement
des F-5 Tiger pour des raisons budgétaires.
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– L’augmentation des demandes de service civil a entraîné le dépôt de nombreuses
interventions parlementaires. Le rapport présenté par le gouvernement considère que
cette augmentation ne met pas en péril les effectifs de l’armée.

Politique économique:
– Durant l’année 2010, l’activité économique suisse s’est stabilisée au niveau d’avant-
crise, à l’exception des exportations de marchandises.
– La crise européenne de la dette des Etats et la faiblesse économique des Etats-Unis a
provoqué l’envol du cours du franc et comprimé les marges de l’économie
d’exportation.
– Le principe du Cassis de Dijon est entré en vigueur, toutefois la question de la qualité
des denrées alimentaires a continué d’agiter les esprits.
– Le Conseil fédéral envisage une révision partielle de la loi fédérale sur les marchés
publics afin de combattre les dépenses supplémentaires générées par des décisions
d’affectation bloquées.
– Le désaccord des chambres relatif au traitement de l’initiative contre les
rémunérations abusives a compliqué et retardé la révision du droit de la société
anonyme et du droit comptable.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale s’en est tenue à une politique monétaire expansive et a
enregistré une perte consolidée de CHF 19.2 milliards.
– Le franc suisse a massivement gagné en valeur.
– Le risque systémique des banques trop grandes pour faillir («too big too fail») est
traité à travers une révision de la loi sur les banques.
– Après de multiples manœuvres politiques de l’UDC et du PS, le parlement a adopté in
extremis l’accord entre la Suisse et les Etats-Unis relatif à l’UBS.
– Le secret bancaire s’affaiblit et la Suisse discute d’une stratégie «argent propre» sous
la pression massive d’acteurs étrangers.

Agriculture:
– Le Conseil des Etats a décidé de prendre des mesures afin que la production réponde
aux exigences de la souveraineté alimentaire et assure un auto-approvisionnement
atteignant 60 pourcent.
– Le parlement a décidé de justesse de constituer une réserve dans la loi sur
l’agriculture destinée aux mesures d’accompagnement d’un hypothétique accord de
libre-échange.
– Le Conseil national a adopté une motion qui attribue le statut de force obligatoire à
un nouveau modèle de régulation des quantités de lait géré par les producteurs.
– Les deux chambres ont décidé de prolonger le moratoire sur l’utilisation d’OGM dans
l’agriculture.
– L’entrée en vigueur du principe du Cassis de Dijon a été suivie de réactions musclées
dénonçant une baisse de la qualité des produits.
– Le parlement a décidé d’entamer des démarches afin d’amoindrir le niveau de
protection du loup en Suisse.
– L’initiative pour un avocat des animaux a été rejetée par 70.5 pourcent des votants et
la totalité des cantons.

Finances publiques:
– Le peuple a rejeté à 58.5 pourcent une initiative populaire pour plus de justice
fiscale.
– Le parlement a refusé une simplification drastique de la TVA et renvoyé l'objet au
Conseil fédéral.
– Les comptes 2010 ont affiché un excédent de recettes de CHF 3.6 milliards,
nettement supérieur aux prévisions.
– Le budget 2011 adopté par le parlement prévoit un déficit de CHF 600 millions.

Energie:
– Le PS a lancé une initiative populaire fédérale baptisée «De nouveaux emplois grâce
aux énergies renouvelables (initiative cleantech)».
– Le Conseil fédéral a décidé le renouvellement pour une durée de dix ans du
programme SuisseEnergie.
– Le gouvernement a annoncé un retard d’une année dans l’élaboration de la révision
de la loi sur l’approvisionnement électrique.
– Les chambres ont approuvé l’augmentation progressive de la redevance hydraulique
et la hausse de la redevance pour la rétribution à prix coûtant du courant vert.
– Le parlement a reconduit l’exemption de la taxe sur le CO2 des centrales à
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combustibles fossiles.

Transports et communications:
– Le parlement a décidé le versement d’une contribution extraordinaire de CHF 850
millions au fonds d’infrastructure.
– L’initiative populaire «pour les transports publics» a abouti.
– Les chambres ont alloué les crédits en faveur des programmes d’agglomération
urgents et de la première étape du programme d’élimination des goulets
d’étranglement des routes nationales.
– L’OFT a rendu public le concept Rail 2030.
– Alors que l’initiative populaire «Pour une poste forte» a abouti à la fin de l’été, les
chambres ont adopté le projet de nouvelle législation postale après avoir renoncé à la
suppression du monopole résiduel de La Poste.
– Le parlement a adopté la première des trois révisions partielles de la loi sur l’aviation.

Aménagement du territoire et logement:
– Le Conseil fédéral a présenté son contre-projet indirect à l’initiative pour le paysage
sous la forme d’une révision partielle de la loi sur l’aménagement du territoire; le
Conseil des Etats l’a approuvé après l’avoir amendé.
– Le parlement a adopté les mesures d’accompagnement de la suppression de la Lex
Koller au titre de contre-projet indirect à l’initiative sur les résidences secondaires.
– Le Conseil national a refusé une seconde fois d’entrer en matière sur la révision du
droit du bail, liquidant ainsi l’objet.
– Le Conseil fédéral a présenté le message relatif à l’initiative «sécurité du logement à
la retraite».
– Le Conseil national a recommandé l’approbation de deux initiatives populaires pour
un traitement fiscal privilégié de l’épargne logement; à l’inverse, le Conseil des Etats
s’est prononcé en faveur de l’élaboration d’un contre-projet indirect.

Protection de l'environnement:
– Le Conseil national a recommandé le rejet des initiatives populaires «pour un climat
sain» et «pour des véhicules plus respectueux des personnes et de l’environnement»
et approuvé pour chacune d’elles un contre-projet indirect.
– L’initiative populaire «Eaux vivantes» a été retirée en faveur du contre-projet indirect
adopté par le parlement l’année précédente.
– Suite au second refus d’entrer en matière du Conseil national, le projet de ratification
des protocoles de mise en œuvre de la Convention alpine a été définitivement liquidé.
– Contre l’avis du Conseil fédéral, le parlement a renouvelé le Fonds suisse pour le
paysage pour une durée de dix ans.

Population et travail:
– La population résidente permanente de la Suisse a franchi la barre des 7.8 millions de
personnes à la fin de l'année sous revue.
– Le nombre de chômeurs est demeuré relativement élevé, atteignant 3.9 pourcent en
moyenne.
– Le salaire nominal a progressé de 0.8 pourcent, alors que les salaires réels sont
demeurés pratiquement inchangés.
– Plusieurs nouvelles conventions collectives de travail – à Swissport et Dnata, ISS
Aviation, Swiss, CFF et à Lidl – ont été conclues.

Santé, assistance sociale, sport:
– Le Conseil national a adopté des mesures pour inclure des connaissances de
médecines complémentaires dans la formation du personnel médical.
– La chambre basse a accepté diverses propositions (voir aussi la) afin de lancer une
campagne de formation continue et de formation de base dans le domaine des soins.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation une nouvelle loi sur l’alcool.
– La Confédération, les cantons, les communes et les villes se sont rencontrés en
novembre dans le cadre d’une première conférence nationale sur la pauvreté.
– Le Conseil national et le Conseil des Etats ont débattu du message relatif à la loi sur
l’encouragement au sport.

Assurances sociales:
– Le Conseil national a refusé les mesures relatives aux prestations de la 11e révision de
l‘AVS.
– Le parlement (Conseil d'états, Conseil national) a traité le premier paquet de mesures
de la 6e révision de l’AI.
– Les chambres ont approuvé les révisions de la LPP concernant le financement des
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institutions de prévoyance de droit public et la réforme des structures de la prévoyance
professionnelle.
– Le peuple a rejeté l’adaptation du taux minimal de conversion des rentes LPP.
– Le Conseil national a refusé la révision de la LAMal comportant des mesures visant à
contenir la croissance des coûts mais il a traité celle relative au Managed Care.
– La chambre basse a renvoyé au Conseil fédéral le projet de modification de la loi sur
l’assurance accident.
– Le parlement et le peuple ont approuvé la 4e révision de la loi sur l’assurance
chômage.

Groupes sociaux:
– Le peuple et les cantons ont approuvé l’initiative populaire pour le renvoi des
criminels étrangers; le contre-projet du parlement a par contre été rejeté.
– Les chambres ont adopté une loi sur la coordination entre la procédure d’asile et la
procédure d’extradition.
– Un comité issu des milieux chrétiens-conservateurs a lancé une initiative populaire
pour la suppression du remboursement des coûts de l’avortement du catalogue de
prestations de l’assurance maladie obligatoire.
– Les chambres ont décidé une prolongation des aides financières en faveur de
l’accueil extrafamilial et extrascolaire des enfants.
– Le Conseil fédéral a soumis au parlement une révision totale de la loi sur les activités
de jeunesse.

Enseignement et recherche:
– La Suisse a signé un accord sur la formation avec l’UE.
– La Romandie et le Tessin ont adopté un plan d’études commun pour l’école
obligatoire.
– Lors de la session d’automne, la chambre haute a adopté une nouvelle loi fédérale sur
l’aide aux universités et la coordination dans le domaine des hautes écoles.
– L’Union nationale des étudiants de Suisse a lancé une initiative populaire en faveur
d’une unification nationale et d’une hausse générale des bourses d’études.
– Lors de la votation populaire du 7 mars, un nouvel article constitutionnel concernant
la recherche sur l’être humain a été approuvé par 77.2 pourcent des voix.

Culture, langues, églises:
– Le DFI a lancé une procédure d’audition concernant le message sur la culture.
– Après les délibérations du Conseil des Etats, le projet de loi fédérale sur la
réglementation du prix du livre est allé en procédure d’élimination des divergences.
– L’ordonnance d’application de la loi sur les langues est entrée en vigueur le 1er juillet.
– La Conférence des évêques suisses a renforcé son engagement dans la lutte contre
les abus sexuels au sein de l’Eglise catholique.
– Le résultat du vote sur l’initiative anti-minarets a débouché sur un intense débat
politique au sujet du rôle de l’Islam en Suisse.

Médias:
– Lors de la révision de la loi sur la Poste, le parlement a décidé de maintenir l’aide
indirecte à la presse; le Conseil fédéral s’est par ailleurs vu confier l’examen
d’alternatives à celle-ci.
– Autant en Suisse alémanique qu’en Suisse romande, la concentration du marché de la
presse s’est poursuivie à travers des changements importants de propriétaire au sein
des maisons d’édition de Basler Zeitung Medien, de Tamedia, de NZZ et de Rhône
Media SA.
– La SSR a fait face à son cinquième déficit successif, parvenant toutefois à réaliser les
parties les plus importantes de son projet de convergence.
– L’accord MEDIA entre la Suisse et l’UE est entré en vigueur. Il assouplit les
prescriptions publicitaires pour les télévisions publiques et privées. Le Conseil fédéral
a créé un groupe de travail chargé d’élaborer une stratégie de cyber-défense et a
adopté un programme de prévention «protection de la jeunesse face aux médias et
compétences médiatiques».
– Le Seco a lancé le projet pilote Suisse-ID visant à améliorer la sécurité de la
transmission électronique de données.
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Rechtsordnung

Kriminalität

Durch das von Nationalrätin Wyss (gp, SO) eingereichte Postulat wird der Bundesrat
aufgefordert, die Unterstellung des Immobiliensektors unter das Geldwäschereigesetz
(GwG) erneut zu prüfen. Dies war in einem Vorentwurf eines Bundesgesetzes über die
Umsetzung der revidierten Empfehlung der internationalen Expertengruppe zur
Bekämpfung der Geldwäscherei, Financial Action Task Force (FATF/GAFI), im Jahr 2005
bereits beantragt worden. Aufgrund der ablehnenden Haltung in der Vernehmlassung
verzichtete der Bundesrat damals aber darauf und begnügte sich damit, dass durch die
Bestimmung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung der Geldwäscherei (Art. 305bis
StGB) nicht nur Finanzintermediäre erfasst sind. Der Nationalrat überwies das Postulat
in der Frühjahrssession 2011. 1

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesräte
zurück. War der Rücktritt von Merz erwartet worden, so überraschte die Ankündigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rücktritt war
deshalb überraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Präsidialjahr 2011 noch abwarten würde. Der Magistrat begründete seinen Rücktritt mit
der langen Amtsdauer – Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung – und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fähigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz für mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darüber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine ökologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kündigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur über allfällige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am häufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jürg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darüber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rücktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der fünfjährigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespältig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hätte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
überzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um
die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affäre hätte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch für die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon früh Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kündigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grünen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen löste der Umstand
aus, dass die Rücktrittsankündigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik für Monate überlagern würden. Nachdem sich die SP und die
FDP gegenseitig die Schuld für die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Rücktritt vor. Dies brachte der SP
einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. 2

ANDERES
DATUM: 10.08.2010
MARC BÜHLMANN

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 3

Die Vereinigte Bundesversammlung bestimmte die Nachfolge der beiden Magistraten
am 22. September. Zuerst wurde die Ersatzwahl von Moritz Leuenberger vorgenommen.
Die Zweiernomination der SP wurde von der CVP, der FDP, der EVP, der GLP und den
Grünen unterstützt. Die BDP unterstützte die Nomination Sommaruga und die SVP trat
mit dem Sprengkandidaten Jean-François Rime an. Im ersten Wahlgang lag Sommaruga
mit 86 Stimmen vor Rime mit 80 und Fehr mit 61 Stimmen. Zehn Stimmen entfielen auf
Hildegard Fässler, die allerdings bereits in der internen SP-Ausmarchung gescheitert
war. Im zweiten Wahlgang fielen diese zehn Stimmen Sommaruga zu. Auch im dritten
Wahlgang veränderte sich nichts an der Reihenfolge der Kandidaten (Sommaruga mit 98
Stimmen vor Rime mit 77 Stimmen), so dass Fehr mit 70 Stimmen ausschied. Im vierten
Wahlgang wurde schliesslich Simonetta Sommaruga mit 159 von 240 gültigen Stimmen
zur neuen Bundesrätin erkoren.

Die Nominationen der FDP wurden von der CVP, der EVP und der GLP unterstützt. Die
SVP trat noch einmal mit ihrem Sprengkandidaten Jean-François Rime an und auch die
Grünen traten mit ihrer Sprengkandidatin an. Die SP gab bekannt, zu Beginn des
Wahlvorganges die grüne Kandidatin zu unterstützen. Da sie aber kaum realistische
Chancen für einen grünen Bundesratssitz sehe, werde sie anschliessend einen der
beiden FDP-Kandidaten wählen. Im ersten Wahlgang lag Rime mit 72 Stimmen an der
Spitze, gefolgt von Wyss mit 57 Stimmen. Auf die FDP-Kandidaten Schneider-Ammann
und Keller-Sutter entfielen 52 bzw. 44 Stimmen. Zwölf Stimmen erhielt Ignazio Cassis,
der sich mit dem Hinweis von der Wahl zurückzog, dass die italienischsprachige
Schweiz seit 1999 nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Im zweiten Wahlgang
machte Schneider-Ammann Boden gut und erhielt 75 Stimmen, gefolgt von Rime mit 72,
Keller-Sutter mit 55 und Wyss mit 40 Stimmen. An dieser Reihenfolge änderte sich auch
im dritten Wahlgang nichts, so dass Wyss aus dem Rennen fiel. Ihre Stimmen verteilten
sich anschliessend auf Schneider-Ammann (84 Stimmen) und Keller-Sutter (74
Stimmen), die aber knapp weniger Stimmen erhielt als Rime (76). Im fünften Wahlgang
obsiegte schliesslich Johann Schneider-Ammann mit 144 von 237 gültigen Stimmen.
Die Neuwahlen bescherten der Schweiz zum ersten Mal eine Frauenmehrheit in der
Landesregierung. Darüber hinaus wurden zum ersten Mal gleichzeitig zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) gewählt. Das Parlament machte
damit deutlich, dass die regionale Herkunft derzeit kein Wahlkriterium ist. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen für den Regierungsrat im Kanton Basel-Stadt
versuchte ein bürgerliches Quartett die 1996 verlorene absolute Mehrheit
zurückzuerobern. Ein halbes Jahr nach der Ersatzwahl für den zurückgetretenen Stefan
Cornaz (fdp) kam es daher erneut zu einer Kampfwahl: Das Wahlbündnis aus FDP, LP
und CVP trat mit einem Vierer-Ticket an. Zu den drei Bisherigen Schild (fdp), Vischer
(ldp) und Conti (cvp) portierte es Nationalrat Christoph Eymann (lp). FDP-Frau Andrea
Frost-Hirschi zog sich krankheitshalber von ihrer anfänglichen Kandidatur zurück. Die
SVP, die bei den Nationalratswahlen vom vergangenen Herbst wählerstärkste
bürgerliche Partei in Basel, nominierte VBS-Mitarbeiter Thomas Bucheli. Die SP wollte
ihren Besitzstand wahren und portierte ihre drei Bisherigen, Schaller, Schneider und
Lewin. Die DSP verteidigte ihren Sitz mit dem Bisherigen Tschudi. Im Wahlkarussell
hatten noch vier weitere Kandidierende Platz genommen: Martina Bernasconi
(Frauenliste), Urs Müller (Basta) und Jürg Stöcklin (gp) stellten sich auf einer
gemeinsamen Liste der Wahl. Dazu kam noch der vor vier Jahren mit dem schlechtesten
Resultat bedachte SD-Kantonalpräsident Markus Borner. 

Der erste Wahlgang ergab einen grossen Erfolg für die vereinte bürgerliche Liste. Die
drei Bisherigen und Christoph Eymann erreichten das absolute Mehr. Von der SP hat
lediglich Wirtschafts- und Sozialminister Ralph Lewin die Hürde im ersten Anlauf
genommen. Baudirektorin Schneider und die Erziehungsverantwortliche Schaller
musste wie Tschudi in den zweiten Wahlgang. Durch die Wahl von Eymann stand aber
fest, dass mindestens eines der im zweiten Wahlgang antretenden bisherigen

WAHLEN
DATUM: 26.11.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Regierungsmitglieder abgewählt werden würde. Das Rennen machte bei einer
Wahlbeteiligung von 52% schliesslich Tschudi. 5

Bei den Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonen (AG, BS, SG, SH, SZ, TG, UR) kam
es parteipolitisch in allen Kantonen ausser im Aargau und im Thurgau zu
Sitzverschiebungen: Basel-Stadt erhielt eine mehrheitlich links-grüne Regierung, in der
Eva Herzog (sp) den zurücktretenden Liberalen Ueli Vischer ersetzte und der Grüne Guy
Morin den siebten Sitz eroberte, nachdem Hans-Martin Tschudi von der Demokratisch-
Sozialen Partei nicht mehr zum zweiten Wahlgang angetreten war. In St. Gallen
verdrängte Heidi Hanselmann (sp) Anton Grüninger (cvp), und in Uri schafften es die
Sozialdemokraten mit Markus Züst erneut in die Regierung. In Schwyz gelang der SVP
mit Walter Stählin der Einzug in die Exekutive, nachdem die CVP freiwillig auf den Sitz
des zurücktretenden Werner Inderbitzin verzichtet hatte. In Schaffhausen eroberte
Rosmarie Widmer Gysel einen zweiten Regierungssitz für die SVP.

Bei den Ersatzwahlen in Appenzell Innerrhoden, Freiburg, Glarus und Obwalden konnte
die CVP alle ihre Mandate verteidigen, in Graubünden gelang es ihr jedoch nicht, sich
gegen Hansjörg Trachsel (svp) durchzusetzen, der den zurücktretenden SVP-
Regierungsrat Klaus Huber ersetzte. In der Waadt verteidigte die SP den Sitz des
zurückgetretenen Pierre Chiffelle mit Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard. 

In den sieben Gesamterneuerungswahlen konnten die Frauen vier zusätzliche
Regierungsmandate hinzugewinnen: In Basel-Stadt trat Eva Herzog (sp) die Nachfolge
von Ueli Vischer (lp) an, in Schaffhausen schafften es Ursula Hafner (sp) und Rosmarie
Widmer Gysel (svp) in die Exekutive, in St. Gallen verdrängte Heidi Hanselmann (sp)
Anton Grüninger (cvp). Für die zurücktretende Gabi Huber (fdp) kam in Uri Heidi
Z’graggen (cvp) in die Regierung. Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2004
37 von 158 Regierungssitzen (23,4%; 2003: 21,5%). Gemessen am Gesamttotal ihrer
Regierungssitze (6) stellen die Liberalen mit drei Exekutivmitgliedern den höchsten
Frauenanteil (50%), gefolgt von der SP mit 42,4% (14 von 33 Regierungsmitgliedern) und
der FDP mit 25,6% (11 von 43 Mandaten). Bei den Bundesratsparteien ist der
Frauenanteil bei der CVP mit 9,1% (4 von 44 Sitzen) am kleinsten; bei der SVP beträgt er
21,1% (4 von 19 Sitzen). Von einem reinen Männergremium regiert werden fünf Kantone
(AG, AI, SZ, TG, VS).

WAHLEN
DATUM: 01.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Finanzdirektor Ueli Vischer (lp) trat nicht mehr zur Wiederwahl an. Die Bürgerlichen
präsentierten ein Viererticket mit ihren Regierungsräten Christoph Eymann (lp), Carlo
Conti (cvp), Jörg Schild (fdp) und dem Generalsekretär der Finanz- und
Kirchendirektion Basel-Land, Mike Bammatter (fdp). Auf der rot-grünen Viererliste
kandidierten die Regierungsräte der SP, Ralph Lewin und Barbara Schneider, sowie die
SP-Fraktionschefin im Basler Grossen Rat, Eva Herzog, und der ehemalige Grossrat Guy
Morin (gp). Justizdirektor Hans Martin Tschudi von der Demokratisch-Sozialen Partei
(dsp) trat im Alleingang an. Des weiteren kandidierten neben der SVP-
Kantonalpräsidentin Angelika Zanolari ein Vertreter der SD und vier Personen auf einer
Liste „gegen Armut und Ausgrenzung“. 

Im ersten Wahlgang von Ende Oktober wurden fünf Regierungsmitglieder bestätigt:
Erziehungsdirektor Christoph Eymann (lp) erzielte das beste Resultat, gefolgt von
Polizei- und Militärdirektor Jörg Schild (fdp), Wirtschaftsdirektor Ralph Lewin (sp),
Sanitätsdirektor Carlo Conti (cvp) und Baudirektorin Barbara Schneider (sp). Die übrigen
Kandidaten verfehlten das absolute Mehr: Eva Herzog (sp) und Guy Morin (gp) schnitten
am besten ab; Regierungsrat Hans Martin Tschudi (dsp) landete auf dem achten, Mike
Bammatter (fdp) auf dem neunten und Angelika Zanolari (svp) auf dem zehnten Platz; sie
erzielte weniger als die Hälfte der Stimmen von Bammatter. Für seine Partei
überraschend liess Tschudi (dsp) den Termin für die Anmeldung zum zweiten Wahlgang
ungenutzt verstreichen. Damit endete die Beteiligung der Demokratisch-Sozialen Partei
an der Basler Regierung nach 22 Jahren; die Partei war entstanden, als sich der
damalige SP-Polizeidirektor Karl Schnyder mit seiner Partei überwarf. Für den zweiten
Wahlgang traten nur noch Eva Herzog (sp), Guy Morin (gp) und Mike Bammatter (fdp)
an – bereits vor dem Entscheid von Angelika Zanolari (svp), nicht für den zweiten
Wahlgang zu kandidieren, hatten die anderen bürgerlichen Parteien ein
Zusammengehen mit der SVP ausgeschlossen. Ende November wählten Baslerinnen und
Basler die beiden Kandidaten der Linken in den Regierungsrat. Damit erhielt Basel nach
1935 und 1950 wieder eine rot-grüne Mehrheit. 6

WAHLEN
DATUM: 28.11.2004
MAGDALENA BERNATH
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Bei den Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonen (AG, BS, SG, SH, SZ, TG, UR) kam
es zu keinen wesentlichen Verschiebungen der Machtverhältnisse zwischen den
Parteien. Veränderungen in der parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung gab
es in den Kantonen Aargau, St. Gallen und Schwyz. Im Kanton Aargau konnten die
Grünen einen Sitz auf Kosten der CVP erringen und sind damit erstmals in der
Regierung vertreten. Im Kanton St. Gallen schaffte die SVP, nach mehreren vergeblichen
Versuchen in den vorhergegangenen Jahren, den Einzug in die Exekutive. Die FDP
musste einen Sitz abgeben. Im Kanton Schwyz konnte die SVP ihre Sitzzahl in der
Regierung von 1 auf 2 erhöhen, dies ebenfalls auf Kosten der FDP. Im Kanton Basel-
Stadt konnte die Linke ihre Mehrheit in der Regierung verteidigen, zwei neue SP-
Vertreter wurden nach einem Doppelrücktritt problemlos gewählt. In den Kantonen
Schaffhausen und Uri traten nur die bisherigen Regierungsmitglieder zu den Wahlen an
und wurden bestätigt. Im Kanton Thurgau wurde eine neue SVP-Vertreterin, Monika
Knill, mit Unterstützung aller Regierungsparteien gewählt.

Die SVP konnte in St. Gallen endlich in die Regierung einziehen. Im Kanton Schwyz
gelang es ihr, einen zweiten Vertreter in der Regierung zu platzieren. Im Kanton
Nidwalden konnte sie in einer Ersatzwahl erstmals in der Regierung Einsitz nehmen. Die
FDP verlor bei den kantonalen Regierungsratswahlen zwei Sitze, einen im Kanton St.
Gallen und einen im Kanton Schwyz, beide Male zugunsten der SVP. Die CVP musste
einen Sitz im Kanton Aargau und einen im Kanton Nidwalden abgeben. Die SP konnte im
Kanton Aargau in die Regierung zurückkehren. Ansonsten blieb die Vertretung der SP in
den kantonalen Regierungen unverändert. Ein Erfolg für die SP war die problemlose
Verteidigung ihrer zwei Regierungssitze in Basel-Stadt trotz einer Doppelvakanz. Den
Grünen gelang mit der Wahl von Susanne Hochuli im Kanton Aargau ein
Überraschungserfolg. 

In den Kantonen Aargau und Thurgau zogen Frauen in Regierungen ein, die zuvor reine
Männergremien gewesen waren: Im Aargau Susanne Hochuli (gp), im Thurgau Monika
Knill (svp). In beiden Kantonen war es erst das zweite Mal, dass eine Frau in der
Exekutive Einsitz nahm. Im Kanton Basel-Stadt befindet sich mit Eva Herzog (sp) nur
noch eine Frau in der Regierung, da die zurücktretende Barbara Schneider (sp) durch
einen Mann ersetzt wurde. In den Kantonen St. Gallen und Schaffhausen konnten die
Frauen ihre gute Vertretung (drei von sieben respektive zwei von fünf
Regierungsmitgliedern) halten. Die Regierung des Kantons Schwyz blieb ein reines
Männergremium. Insgesamt hielten die Frauen Ende 2008 31 von gesamtschweizerisch
155 Sitzen in kantonalen Regierungen (20%).
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Bei den Regierungsratswahlen in Basel-Stadt kandidierten die Bisherigen Guy Morin
(gp), Christoph Eymann (lp), Hanspeter Gass (fdp), Carlo Conti (cvp) und Eva Herzog (sp)
erneut. Ralph Lewin und Barbara Schneider (beide sp und seit 1997 in der Regierung)
traten dagegen nicht mehr an. Die SP hatte damit zwei vakante Sitze zu verteidigen. Sie
nominierte Christoph Brutschin und Hans-Peter Wessels, die beide als eher
wirtschaftsfreundliche Sozialdemokraten gelten. Die Doppelvakanz der SP hätte eine
Gelegenheit für die bürgerlichen Parteien geboten, die links-grüne Mehrheit im
Regierungsrat anzugreifen. Die bürgerliche Allianz war jedoch zu brüchig, um eine
gemeinsame Viererliste von FDP, CVP, LP und SVP zu ermöglichen. Die SVP, die
aufgrund ihres Wähleranteils von 14% einen Anspruch auf Regierungsvertretung geltend
machte, nominierte ohne Absprache mit CVP, LP und FDP den Grossrat Patrick Hafner
für die Wahl. Die anderen bürgerlichen Parteien betrachteten diese Kandidatur als zu
wenig chancenreich. Es wurde diskutiert, ob eine der drei traditionellen bürgerlichen
Parteien mit Unterstützung der anderen beiden eine Doppelvertretung in der Regierung
anstreben sollte. CVP, FDP und LP verwarfen aber letztlich diese Option.
Überraschenderweise präsentierten auch EVP und DSP mit den Grossräten Stephan
Maurer (dsp) und Heinrich Ueberwasser (evp) Kandidaten für die Regierung. Die SD
nominierten Patrik Cattin. Die Zersplitterung der bürgerlichen Parteien und die hohe
Akzeptanz der SP-Kandidaten selbst im bürgerlichen Lager sorgten dafür, dass die
links-grüne Mehrheit in der Regierung ungefährdet blieb. Alle bisherigen
Regierungsräte ausser Hanspeter Gass (fdp) wurden im ersten Wahlgang bestätigt und
die neuen SP-Kandidaten Wessels und Brutschin erreichten das absolute Mehr auf
Anhieb. Das beste Ergebnis erzielte Eva Herzog (sp). Polizeidirektor Gass (fdp), der das
absolute Mehr verfehlte, war im Wahlkampf aufgrund von umstrittenen Polizeieinsätzen
in der Kritik gestanden. Er wurde, da die verbleibenden Kandidierenden nicht zu einem
zweiten Wahlgang antraten, schliesslich in stiller Wahl bestätigt. Für das neu
geschaffene Amt des Regierungspräsidenten stellte sich nur Guy Morin (gp) zur
Verfügung. Er wurde in stiller Wahl gewählt. 7
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Von den sieben Regierungsratssitzen im Kanton Basel-Stadt war nach dem Rücktritt von
Hanspeter Gass (fdp) einer vakant. Die vierköpfige links grüne Mehrheit mit Christoph
Brutschin (sp), Eva Herzog (sp), Hans-Peter Wessels (sp) und der amtierende
Regierungspräsident Guy Morin (gp) traten genauso wieder an wie Christoph Eymann
(lp) und Carlo Conti (cvp). Die FDP hatte bereits früh angekündigt, neben der
Verteidigung des Sitzes von Gass mit einem zweiten Kandidierenden die links-grüne
Mehrheit angreifen zu wollen. Nachdem der Kronfavorit, Nationalrat Peter Malama
Anfang Jahr allerdings erklärte, dass er nicht zur Verfügung stehe und sich auf sein
Nationalratsmandat konzentrieren wolle, bekundeten die Freisinnigen einige Mühe,
valable Kandidaten zu finden. Fündig wurden sie im 35jährigen Grossrat Baschi Dürr,
der bereits seit 10 Jahren für die FDP in der Baselstädtischen Legislative sitzt. Neben
Dürr kündigten schliesslich auch Andreas Faller, Vizedirektor des Bundesamts für
Gesundheit (BAG), sowie Grossrat Helmut Hersberger und Christoph Haller, Grossrat
und TCS-Präsident, ihr Interesse am Regierungsrat an. In der FDP-internen
Ausmarchung Ende März wurde neben dem unbestrittenen Dürr etwas überraschend
Haller nominiert. Die Presse mutmasste, dass dem eigentlich favorisierten Faller sein
Wohnsitz im Kanton Basel-Landschaft zum Verhängnis geworden sei. Zusammen mit
den beiden FDP Kandidaten stellten sich die Bisherigen Christoph Eymann (lp) und
Carlo Conti (cvp) auf einer gemeinsamen Viererliste der Wahl. Die Bürgerlichen traten
damit jedoch nicht geeint auf: sowohl die SVP als auch die Grünliberalen versuchten mit
eigenen Kandidaten, die Parteizusammensetzung im Regierungsrat zu erneuern.
Während die noch junge GLP auf Emmanuel Ullmann setzte, portierte die SVP gleich
zwei Kandidaten: mit den Grossräten Lorenz Nägelin und Patrick Hafner wolle die
zweitstärkste Partei des Kantons eine adäquate Regierungsvertretung gewinnen, so das
Credo. Keine Chancen wurde den drei weiteren Kandidierenden gewährt: der
parteilose Elia Rediger, Christian Mueller (Freistaat Unteres Kleinbasel) und Eric Weber
von der rechtsextremen Volksaktion fanden in der Presse kaum Beachtung. Die bereits
bei den letzten Gesamterneuerungswahlen bestehende Zersplitterung der bürgerlichen
Parteien wurde als gute Voraussetzung für die Linke betrachtet, die ihrerseits mit
einem Viererticket aus den Bisherigen antrat. Darüber hinaus sorgten interne
Streitigkeiten bei den Bürgerlichen für Unmut: der langjährige LP-Grossrat Andreas
Burckhardt sprach sich gegen eine Unterstützung von Baschi Dürr aus, da dieser die
Unteroffiziersschule verweigert habe. Dürr verschaffte sich später Anerkennung mit
seiner Ankündigung, zugunsten seines Ziels eines Regierungsratsmandates auf ein
Nachrücken in den Nationalrat für den zwischenzeitlich verstorbenen Peter Malama zu
verzichten. Die Handelskammer beider Basel gab zudem eine Wahlempfehlung für alle
Bisherigen (mit Ausnahme von Morin) und die beiden FDP-Kandidaten nicht aber für die
SVP-Kandidierenden ab. Tatsächlich war die Akzeptanz der bisherigen Regierung aber
breit, was sich auch in einem relativ lauen Wahlkampf ausdrückte. Die Ankündigung der
Bürgerlichen, die Mehrheit in der Exekutive zurückerobern zu wollen, war laut Presse
eher ein frommer Wunsch als eine eigentliche Kampfansage. Kritik an der Regierung gab
es kaum, ein eigentliches Wahlkampfthema fehlte gänzlich. Zusammen mit der
Änderung der Wahlregeln für das Parlament (siehe oben) gab es auch eine Änderung bei
den Regierungswahlen. Um zu verhindern, dass es wie vier Jahre zuvor zu einer stillen
Wahl kommt, sollte der Regierungspräsident – seit 2008 in einer Direktwahl bestimmt –
neu zusammen mit den anderen Regierungsmitgliedern gewählt werden. Für das
Präsidialamt kandidierten neben Morin auch Dürr und Nägelin sowie Rediger und
Weber.

Wie allgemein erwartet schafften die sechs Bisherigen im ersten Wahlgang Ende
Oktober auf Anhieb die Wiederwahl. Das Trio der SP erzielte die meisten Stimmen,
allen voran Eva Herzog (30'182 Stimmen) gefolgt von Christoph Brutschin (26'618
Stimmen) und Hans-Peter Wessels (24'887 Stimmen). Auch Carlo'Conti (23 222), Guy
Morin (22'902 Stimmen) und Christoph Eymann (22'312) übersprangen das absolute
Mehr (21'983 Stimmen). Dies gelang hingegen weder Baschi Dürr (17'038 Stimmen) noch
dem überraschend weit abgeschlagenen Christoph Haller (13'491), der für den zweiten
Wahlgang nicht mehr nominiert wurde. Der FDP gelang es wohl auch deshalb nicht,
ihren Sitz im ersten Wahlgang zu verteidigen, weil die Konkurrenz durch die SVP –
Patrick Hafner erhielt 8'084 Stimmen und Lorenz Nägelin 7'852 Stimmen – und durch
die GLP, bei der Emmanuel Ullmann allerdings lediglich 5'668 Stimmen erhielt, wohl zu
gross war. Wermutstropfen im links-grünen Erfolg war der Umstand, dass Guy Morin die
Wahl zum Regierungspräsidenten um 859 Stimmen verpasste. Mit 20'266 Stimmen lag
er in der Ausmarchung um das Präsidialamt aber weit vor Dürr (11'851 Stimmen) und
Nägelin (4'600 Stimmen). Die Wahlbeteiligung beim ersten Wahlgang lag bei 41,5%. Fast
wäre es im zweiten Wahlgang zu einer stillen Wahl gekommen. Sowohl die SVP als auch
die GLP beschlossen nämlich, nicht mehr anzutreten. Allerdings wollten Christian
Mueller, der lediglich 1% aller Stimmen (2'129) erzielt hatte, und Damian Heizmann, ein
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neuer parteiloser Kandidat, der einige Sympathien im Grünen Lager hatte, im zweiten
Umgang noch einmal gegen Baschi Dürr antreten. Mehr Spannung verhiess die Wahl für
den Regierungspräsidenten, die nun zwischen Dürr und Morin ausgetragen wurde. Die
SP unterstützte Morin, während sich die LP für Dürr aussprach. Weder die GLP noch die
SVP gaben eine Empfehlung ab. Für Wirbel sorgte Mueller, der rund zwei Wochen vor
dem zweiten Umgang seinen Rückzug zugunsten von Heizmann ankündigte, was aber
rechtlich nicht möglich war. Auch die Ankündigung Dürrs, auch im Falle einer Wahl
einen Morgen Hausarbeit verrichten zu wollen, sorgte für landesweite Schlagzeilen. Die
geringe Spannung wirkte sich auf die Höhe der Beteiligung im zweiten Wahlgang aus, die
bei lediglich 32,1% lag. Wie erwartet setzte sich Dürr deutlich mit 17'300 Stimmen vor
Heizmann (3'049 Stimmen) und Mueller (1'418 Stimmen) durch. Die Wahl für das
Präsidialamt gewann Morin (19'390 Stimmen) mit rund 6'000 Stimmen Vorsprung auf
Dürr (13'638). Die Verteilung der Departemente änderte sich nicht; Dürr übernahm das
Justiz- und Sicherheitsdepartement von seinem Vorgänger Gass. Die Baselstädtische
Bevölkerung hatte sich damit also letztlich weiterhin für die Kohabitation entschieden:
ein links-grün dominierter Regierungsrat steht einer etwas bürgerlicher gewordenen
Legislative gegenüber. Deutlich wurde zudem, dass sich die links-grüne Mehrheit in der
Regierung wohl nur mit einem grossen bürgerlichen Bündnis zwischen FDP, CVP, LP und
SVP, das allerdings laut Pressekommentaren in weiter Ferne liege, knacken liesse. 8

Sur les sept membres sortants du gouvernement du canton de Bâle Ville, deux ne se
représentaient pas pour un mandat supplémentaire: le libéral-démocrate Christoph
Eymann, élu au Conseil national en octobre 2015, et Guy Morin (verts). Les socialistes
Christoph Brutschin, Eva Herzog et Hans-Peter Wessels souhaitaient briguer un mandat
supplémentaire, tout comme Baschi Dürr (plr) et Lukas Engelberger (pdc). A leurs côtés,
sept candidats étaient en lice: Conradin Cramer (pld), Elisabeth Ackermann (bastA),
Heidi Mück (bastA), Lorenz Nägelin (udc), Martina Bernasconi (pvl), Eric Weber (va) et
Christian Mueller (fuk). 
Pour la première fois, une collaboration entre le PDC, le PLR, l'UDC et le PLD a vu le
jour, dans le but de retrouver une majorité bourgeoise au gouvernement, majorité
perdue depuis douze ans. Quatre candidats profitaient donc de cette collaboration, à
savoir Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Conradin Cramer et Lorenz Nägelin. Lors des
discussions, Michel Rusterholtz (BS, pbd) avait été proposé pour occuper  la place de
Lorenz Nägelin sur le ticket bourgeois, le candidat UDC ne représentant pas tous les
électeurs bourgeois selon certains avis. Finalement, le PBD décida ne pas présenter son
candidat, en tout cas pour le premier tour, afin de ne pas mettre en péril l'atteinte
d'une majorité bourgeoise au gouvernement. La stratégie du PS était quant à elle
défensive, à savoir assurer la réélection de ses trois membres sortants et, notamment
avec la candidature d'Elisabeth Ackermann, défendre la majorité rouge-verte. La
gauche visait également le siège vacant de Christoph Eymann, afin de renforcer sa
présence au gouvernement. Lors de la campagne, l'UDC a mis en avant les thèmes de la
sécurité, de la diminution d'impôts et de la lutte contre la criminalité étrangère. Le PS
militait pour un contrôle accru des entreprises, pour une politique économique plus
redistributive et une meilleure protection des travailleurs. Outre ces thématiques, le PS
a choisi de jouer la carte de la transparence quant à son budget de campagne. Les
autres partis en course n'ont pas suivi la même voie, estimant que l'électeur n'était pas
intéressé par ce genre d'information. Autre fait ayant suscité la curiosité durant cette
campagne, la candidate Martina Bernasconi a, dans une vidéo de campagne des jeunes
Vert'libéraux, embrassé une fille afin de faire passer un message libéral et en faveur de
la liberté. Finalement, une organisation de migrants appela au boycott de l'élection,
déplorant l'absence d'une politique d'intégration véritablement constructive. 
Lors du premier tour, avec une majorité absolue fixée à 23'422 voix, trois membres
sortants du gouvernement sont arrivés en tête: les socialistes Eva Herzog, avec un score
de 33'576 voix, et Christophe Brutschin, avec 29'448 voix, ainsi que Lukas Engelberger,
qui totalisa 26'635 voix. Deux nouveaux membres accédèrent également au pouvoir
exécutif: Conradin Cramer avec 24'078 voix et Elisabeth Ackermann avec 23'546 voix.
Hans-Peter Wessels comptabilisa 22'550 voix, nombre insuffisant pour obtenir un siège
au regard de la majorité absolue. Suivaient Baschi Dürr avec 21'090 voix, Heidi Mück
avec 18'105 voix, Lorenz Nägelin avec 17'269 voix, Martina Bernasconi (14'115 voix),
Christian Mueller (6'414 voix) et Eric Weber avec 3'247 voix. Le PLD a donc conservé son
siège. Le siège de Guy Morin sera occupé par Elisabeth Ackermann. Les Verts et le Parti
socialiste pouvaient d'ores et déjà se féliciter. A la suite de son élection dès le premier
tour, il devenait fort probable qu'Elisabeth Ackermann accède à la présidence du
gouvernement, son principal concurrent, Baschi Dürr, n'ayant pas obtenu la majorité
absolue. 
Lors du deuxième tour, organisé le 27 novembre 2016, cinq candidats s'affrontaient
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pour les deux sièges encore disponibles: les sortants Hans-Peter Wessels et Baschi
Dürr, ainsi que Heidi Mück, Lorenz Nägelin et Eric Weber. Hans-Peter Wessels totalisa
26'155 voix, suivi par Baschi Dürr avec 22'906 voix. Tous deux entameront donc un
mandat supplémentaire au pouvoir exécutif. Heidi Mück arriva en troisième position
avec un total de 21'072 voix, suivie par Lorenz Nägelin (19'084 voix) et Eric Weber (2'716
voix). Elisabeth Ackermann accède à la présidence du gouvernement. C'est donc une
majorité rouge-verte qui, une fois de plus, domine le gouvernement bâlois. 9

Kantonale Ersatzwahlen

Bei der Regierungsratsersatzwahl in Basel-Stadt konnte sich der Kandidat der
Demokratisch-Sozialen Partei (DSP), Hans Martin Tschudi, klar durchsetzen. Er wurde
im Wahlkampf auch vom bürgerlichen Lager getragen und erreichte 57% der Stimmen.
Tschudi tritt die Nachfolge von Karl Schnyder an, welcher die DSP als Abspaltung von
der SP 1982 gegründet hatte. Nur gerade 41% der Stimmen wurden für die
sozialdemokratische Kandidatin Beatrice Breitenmoser abgegeben, womit die SP einmal
mehr ihren Anspruch auf einen dritten Regierungssitz nicht durchsetzen konnte. 10
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Eidgenössische Wahlen

Auch im Kanton Solothurn konnten die Wählerinnen und Wähler aus so vielen
Kandidierenden auswählen wie noch nie. 22 Listen (2007: 13) mit total 141
Kandidierenden (2007: 81) bedeuteten auch im Nordschweizer Kanton Rekord. Nicht
nur die erstmalige Kandidatur der BDP und der GLP, sondern auch die CVP, die mit vier
Listen antrat – darunter erstmals mit der CVP 60+ – waren für die hohe Listenzahl
verantwortlich. Eine Premiere stellte auch die Internationale Liste der SVP dar. Die
zunehmende Zersplitterung der Parteienlandschaft widerspiegelte sich zudem im
Antritt der Tierpartei und der Vereinigung parteifrei.ch. Es kam in Solothurn zu
zahlreichen Listenverbindungen: die SP mit den Grünen, die FDP mit der BDP, die SVP
mit der EDU, und die CVP mit der GLP und der EVP gingen ein nicht immer inhaltlich,
wohl aber taktisch begründetes Wahlbündnis ein. Solothurn war einer der wenigen
Kantone, in denen der Frauenanteil unter den Kandidierenden gegenüber 2007 leicht
angestiegen war und zwar von 32,1% auf 34%. Allerdings wurde der Spitzenwert aus
dem Jahr 1995 (37,3%) nicht erreicht. Von den sieben Nationalratssitzen wurde lediglich
jener der zurückgetretenen Elvira Bader (cvp) frei. 

Obwohl weder die GLP (5%) noch die BDP (4,4%) genügend Stimmen für einen Sitz
erhalten hatten, spielten sie das Zünglein an der Waage, mussten doch alle arrivierten
Parteien aufgrund des Stimmengewinns der neuen Parteien Wählerverluste hinnehmen.
Zum Verhängnis wurde dies den Grünen, die nur noch auf 7,5% Wähleranteil kamen (-
2,5 Prozentpunkte). Sie verloren ihren vor vier Jahren gewonnen Sitz zugunsten der SP.
Abgewählt war Brigit Wyss, die noch 2010 Bundesratskandidatin der Grünen gewesen
war. Die SP, die von den grossen vier Parteien am wenigsten Wählerstimmen einbüsste
(-1,2 Prozentpunkte, neu: 18,3%), schickte Philipp Hadorn nach Bern. Knapp halten
konnte die CVP ihre beiden Sitze. Auch sie verlor 2,5 Prozentpunkte und lag mit 17,9%
Wähleranteil sogar noch hinter der FDP. Die Listenverbindung mit der GLP und der EVP
(1,5%, -0,3 Prozentpunkte) verhalf der CVP aber dennoch zur Verteidigung der beiden
Sitze. Für Elvira Bader wurde Stefan Müller gewählt. Für Pirmin Bischof, der für die
grosse Kammer bestätigt, im zweiten Wahlgang dann aber in den Ständerat gewählt
wurde (siehe unten), rutschte neu Urs Schläfli nach. Die FDP konnte ihren Sitz mit 18,4%
Wähleranteil auch dank der Listenverbindung mit der BDP problemlos halten, obwohl
sie 2,6 Prozentpunkte einbüsste. Einen noch stärkeren Einbruch musste die SVP
verkraften. Von 27,1% bei den Wahlen 2007 fiel sie auf 24,3% zurück. Sie blieb damit
aber stärkste Partei und konnte ihre beiden Sitze verteidigen. Die Verbindung der SVP
mit der neu antretenden EDU brachte nicht viel, da letztere lediglich 0,5%
Wählerstimmenanteil erzielte. Waren 2007 noch drei der sieben Solothurner
Abgeordneten Frauen, wurde 2011 nur noch eine Frau, Bea Heim, nach Bern geschickt.
Auch in Solothurn nahm mehr als die Hälfte der Stimmbürgerschaft ihr Wahlrecht wahr
(51,7%; 2007: 50,7%). 11
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière a été acquise sans opposition. Une minorité
emmenée par Gisèle Ory (ps, NE), a proposé que le Conseil fédéral informe de manière
régulière le parlement sur l'état de la sécurité aux frontières extérieures de l'UE et sur
la participation de la Suisse aux activités de contrôle. Les députés ont cependant rejeté
cette proposition par 26 voix contre 9. Au vote sur l’ensemble, le projet a été adopté à
l’unanimité. Au Conseil national, une minorité emmenée par Geri Müller (pe, AG), mais
également soutenue par des députés UDC, a proposé de ne pas entrer en matière sur
cet objet : les uns estimant que Frontex ne permet pas de toucher aux causes des
migrations, notamment venant d'Afrique et les autres pensant que les frontières
continueront d'être des passoires et que les coûts sont trop élevés. Cette proposition
de non-entrée en matière a été rejetée par 96 voix contre 52. Lors de la discussion par
article, deux propositions de minorité ont été présentées. La première, emmenée par
Brigit Wyss (pe, SO) demandait que le Conseil fédéral adresse chaque année un rapport
aux chambres sur l'engagement du matériel et du personnel de l'administration des
douanes auprès de l'Agence européenne pour la gestion de la coopération
opérationnelle aux frontières extérieures des Etats membres de l'UE. Plus modérée, la
seconde proposition, emmenée par Evi Allemann (ps, BE), demandait simplement que le
Conseil fédéral informe le parlement sur les détails des mesures internationales qui
seront prises dans le cadre de Schengen. Opposées l’une à l’autre, les députés ont
préféré la seconde, par 36 voix contre 25. Celle-ci n’a cependant pas fait le poids face à
la proposition de la majorité de la commission, cette dernière étant acceptée par 104
voix contre 55. Au vote sur l’ensemble, le plénum a adopté le projet par 82 voix contre
52. En vote final, le Conseil national a confirmé sa décision par 97 voix contre 70 (UDC
et Verts principalement) et le Conseil des Etats à l’unanimité moins une abstention. 12
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Unmittelbar nach dem Nein der Stimmbevölkerung zur Unternehmenssteuerreform III
an der Urne betonten sowohl Gewinner als auch Verlierer die Wichtigkeit des Projektes
und die Dringlichkeit einer neuen Vorlage. Einig war man sich mehr oder weniger
darüber, dass kein kompletter Neubeginn nötig sei, sondern dass man entsprechend
dem sogenannten Plan B auf der bisherigen Vorlage aufbauen könne. Bezüglich der
effektiven Ausgestaltung der neuen Vorlage gingen die Meinungen aber weit
auseinander. So meldeten sich zahlreiche Parteien, Verbände und
Interessenorganisationen mit eigenen Positionspapieren, Eckpunkten und Vorschlägen
zu Wort, darunter der Gewerbeverband, die SP oder auch die kantonalen
Finanzdirektoren zusammen mit den Städte- und Gemeindevertretern. 

Die neue Steuerungsgruppe von Finanzminister Maurer, welche mit Eva Herzog (BS, sp),
Serge Dal Busco (GE, cvp), Heinz Tännler (ZG, svp) und Benedikt Würth (SG, cvp) vier
Vertreterinnen und Vertreter der Finanzdirektorenkonferenz (FDK) umfasste,
präsentierte Ende Mai – und somit in Rekordzeit – die Eckwerte der neuen, als
„Steuervorlage 17” betitelten Vorlage. Diese hatte sich am Vorbild des Kantons Waadt
orientiert, dem es durch ein soziales Abfedern der Steuerausfälle durch höhere
Kinderzulagen gelungen war, sowohl bei der kantonalen Vorlage zur Umsetzung der
Unternehmenssteuerreform III als auch bei der entsprechenden nationalen Vorlage an
der Urne eine Mehrheit zu erzielen. Entsprechend beschränkte sich der Vorschlag der
Steuerungsgruppe nicht nur auf eine Reduktion der den Kantonen zur Verfügung
stehenden Entlastungsmassnahmen: eine engere Fassung des Patentabzugs sowie des
Abzugs für Forschung und Entwicklung, ein Verzicht auf die Möglichkeit zur Einführung
einer zinsbereinigten Gewinnsteuer sowie vor allem eine Beschränkung der maximalen
Steuerentlastung durch die neuen Steuerabzüge auf 70 Prozent anstelle von zuvor 80
Prozent. Vielmehr verstärkte die Steuerungsgruppe mit der Steigerung der
Dividendenbesteuerung von 60 auf 70 Prozent auch die Gegenfinanzierung und sorgte
mit der von der SP geforderten Erhöhung der Kinderzulagen um CHF 30 für eine
Entlastung der Familien. Zusätzlich wurden durch die Aufnahme einer Klausel zur
ausdrücklichen Berücksichtigung von Städten und Gemeinden auch deren Bedenken
berücksichtigt. Ansonsten übernahm die Steuervorlage 17 die Bestimmungen aus dem
Unternehmenssteuerreformgesetz III, insbesondere bezüglich der Abschaffung der
kritisierten Steuerprivilegien sowie bezüglich der Kompensation der Kantone durch
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eine Steigerung des Kantonsanteils an den Bundessteuern von 17 Prozent auf 21.2
Prozent. 

Kurz darauf präsentierte der Bundesrat die neue Vorlage, die weitgehend auf dem
Vorschlag der Steuerungsgruppe beruhte. Einen entscheidenden Unterschied wies die
bundesrätliche Vorlage jedoch auf: Sie sah vor, den Kantonsanteil an den
Bundessteuern nur auf 20.5 Prozent zu steigern, wodurch die Kantone anstelle von der
ursprünglich vorgesehenen CHF 1 Mrd. noch CHF 820 Mio. erhalten würden.
Entsprechend empört zeigten sich die Kantone von dieser Klausel, zumal sie in der
kurzen Diskussion dazu in der Steuerungsgruppe keinerlei Anklang gefunden hatte, wie
Heinz Tännler und Benedikt Würth erklärten. Die Kantone waren jedoch nicht als
Einzige unzufrieden mit dem bundesrätlichen Vorschlag: Die SP und die
Gewerkschaften hiessen zwar die Richtung der Verbesserungen gut, befürchteten
jedoch, dass die Kantone ihre Unternehmenssteuern dadurch trotzdem stark senken
würden. Zudem sollten die Kinderzulagen und die Dividendenbesteuerung stärker
erhöht werden. Der Gewerbeverband sorgte sich aufgrund der steigenden
Dividendenbesteuerung um die Zukunft der KMU, während die internationalen
Grosskonzerne davon nicht stark betroffen seien. Kritisch beurteilte der Finanzdirektor
des Kantons Zürich, Ernst Stocker (ZH, svp), vor allem den Verzicht auf die
zinsbereinigte Gewinnsteuer. Da sich der Kanton Zürich in einer speziellen Situation
befindet, indem er besonders stark von der Abschaffung der alten Steuerprivilegien
betroffen ist, sich gleichzeitig aber keine grosse Senkung der ordentlichen
Gewinnsteuersätze leisten kann, ist er stark auf den Eigenkapitalzinsabzug angewiesen.
Anfangs September 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage schliesslich in die
Vernehmlassung, während der die interessierten Kreise bis Dezember 2017 die
Möglichkeit haben, ihre Kritik anzubringen. 13

Als Reaktion auf die Vernehmlassung wurde in den Medien anfänglich insbesondere der
sogenannte «Plan C», der Vorschlag der CVP zur Aufteilung der Reform, diskutiert. Eva
Herzog (BS, sp) erklärte als Vizepräsidentin der FDK, dass die Kantone eine Aufteilung
der Reform nicht goutieren würden. Da nicht alle von ihnen die Gewinnsteuern beliebig
senken könnten, seien spezifische Steuerinstrumente wie die Patentbox und die
zinsbereinigte Gewinnsteuer vonnöten. Ausführlich debattiert wurde auch die
Problematik des Zeitdrucks. Im Dezember 2017 war bekannt geworden, dass die EU die
Schweiz auf die sogenannte «graue Liste» der steuerlich nicht konformen Drittstaaten
gesetzt hatte. Würden die verpönten Privilegien nicht bis Ende 2018 abgeschafft, wozu
sich die Schweiz 2014 verpflichtet hatte – jedoch ohne einen zeitlichen Rahmen zu
nennen –, seien Sanktionen durch die EU-Mitgliedstaaten möglich. Ebenfalls verstärkt
wurde der Zeitdruck durch den internationalen Trend zur Senkung der
Unternehmenssteuern – besonders prominent in den Medien behandelt wurde der
Entscheid der USA, die Konzerngewinnsteuern per 1. Januar 2018 von 35 auf 20 Prozent
zu senken. Die Schweiz müsse somit bezüglich Unternehmenssteuern möglichst rasch
Rechts- und Planungssicherheit schaffen, erklärte zum Beispiel Eva Herzog. Dem
pflichtete auch Finanzminister Maurer bei: Falls möglich sei die SV17 in nur zwei
Sessionen vom Parlament zu verabschieden. Man müsse zudem darum besorgt sein,
dass kein Referendum gegen das Gesetz ergriffen werde. Dadurch könnten erste
Massnahmen anfangs 2019, der Hauptteil des Gesetzes anfangs 2020 in Kraft treten. 
Inhaltlich wurde in den Medien insbesondere über die Massnahmen zur sozialen
Kompensation diskutiert. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hatten sich mit der
Erhöhung der minimalen Kinderzulagen nicht zufrieden gezeigt. Der Vorschlag sei
sachfremd und habe auch mit Sozialpolitik nichts zu tun, war zum Beispiel in der NZZ zu
lesen. Als Alternative hatten TravailSuisse und Centre Patronal in der Vernehmlassung
die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs – wie ihn ihre Initiative vorsieht –
vorgeschlagen. Ein Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen, bezahlt über die
Erwerbsersatzordnung, in die Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 0.0275 Lohnprozente
zusätzlich zu bezahlen hätten, würde gemäss Adrian Wüthrich (BE, sp), Präsident der
TravailSuisse, einen regelrechten «Referendumsblocker» darstellen. Der Vorschlag fand
in den Medien jedoch kaum Anklang: Jean-François Rime (svp, FR) zum Beispiel betonte
als Präsident des Gewerbeverbandes, dass durch eine solche Regelung die SV17 den
KMU nur noch mehr Nachteile bringen würde. Auch die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag nicht zufrieden: Man unterstütze zwar einen Vaterschaftsurlaub, dieser
müsse jedoch nicht in Kombination mit der Steuervorlage 17 eingeführt werden, erklärte
SP-Vizepräsident Beat Jans (sp, BS). Auch Pirmin Bischof (cvp, SO) schlug eine
alternative Massnahme zur sozialen Kompensation vor: Der Bund solle den Kantonen
Geld für soziale Massnahmen bezahlen, die Kantone sollen aber selbst entschieden
können, für welche sozialen Zwecke sie dieses Geld einsetzten. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Die grössten Chancen schrieben die Medien gemeinhin einer Korrektur des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) zu: In der Unternehmenssteuerreform II war eine
Möglichkeit für Unternehmen geschaffen worden, Kapitaleinlagen an die Aktionäre
zurückzuzahlen, ohne dass diese verrechnungs- oder einkommenssteuerpflichtig sind –
was faktisch eine steuerfreie Auszahlung von Dividenden bedeutet. Dadurch entstehen
dem Bund, wie eine Schätzung der ESTV zeigte, Steuerausfälle zwischen CHF 400 Mio.
und CHF 600 Mio. pro Jahr, wobei Neuzuzüge nicht berücksichtigt sind. Werden diese
eingerechnet, geht die ESTV trotz mangelnder Daten davon aus, dass die Steuerausfälle
durch eine Steigerung des BIP und der Steuereinnahmen kompensiert werden können.
Eine Korrektur des KEP sei im Parlament nicht chancenlos, erklärte zum Beispiel der
Tages-Anzeiger, zumal Pirmin Bischof 2011 mit seiner Motion (Mo. 11.3462), die ebenfalls
eine Einschränkung des KEP gefordert hatte, nur knapp gescheitert war. Sollte es
dadurch gelingen, die SP ins Boot zu holen und von der Ergreifung eines Referendums
abzubringen, wäre das womöglich für die Bürgerlichen ein gangbarer Weg, war
mehrfach zu lesen. Beat Jans zumindest nannte die Korrektur des KEP «eine der
wichtigsten Massnahmen» zur Findung eines Kompromisses bei der Steuervorlage 17.
Andererseits befürchtete zum Beispiel Hannes Germann (svp, SH), dass eine solche
Regelung grosse Verunsicherung bei den Unternehmen, insbesondere bei denjenigen,
die unter anderem aufgrund der bestehenden Regelung zum KEP in die Schweiz
gekommen waren, auslösen würde. 
Thematisiert wurden in den Medien schliesslich auch Auswirkungen auf die NFA: Um
Verzerrungen in der NFA durch Änderungen der Unternehmenssteuern zu verhindern,
muss das Gewicht der Unternehmenssteuern im Finanzausgleich reduziert werden. Dies
soll in der NFA zu Verschiebungen in zwei- bis dreistelliger Millionenhöhe führen,
wovon gemäss Berechnungen des Tages-Anzeigers mit Zahlen der Finanzverwaltung vor
allem Geberkantone profitierten. Die Nehmerkantone würden demnach deutlich
weniger erhalten als bisher, teilweise seien ihre Verluste in der NFA sogar grösser als
die zusätzlichen Einnahmen durch die Erhöhung des Kantonsanteils. Um diese
Problematik abzuschwächen, enthält die SV17 einen Ergänzungsbeitrag für
ressourcenschwache Kantone in der Höhe von CHF 180 Mio., der aus dem auslaufenden
Härteausgleich finanziert wird und die Situation der betroffenen Kantone während
sieben Jahren verbessert.

Im März 2018 präsentierte der Bundesrat schliesslich seine Botschaft zur Steuervorlage
17. Dabei nahm er nur eine gewichtige Änderung gegenüber der
Vernehmlassungsvorlage vor: Er steigerte den Kantonsanteil an den direkten Steuern
von 20.5 Prozent auf 21.2 Prozent, wie es unter anderem die Kantone in der
Vernehmlassung deutlich gefordert hatten. Überrascht zeigten sich die Medien vor
allem darüber, dass der Bundesrat trotz breiter Forderungen auf eine Einführung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer verzichtete. Die Version der Steuervorlage 17, die der
Bundesrat dem Parlament zur Beratung vorlegte, beinhaltete somit als Ausgleich zur
Abschaffung der Steuerprivilegien für Statusgesellschaften eine Steigerung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern von 17 auf 21.2 Prozent, was den
Kantonen CHF 990 Mio. pro Jahr einbringt und es ihnen erlauben soll, ihre
Gewinnsteuern zu senken. Ressourcenschwache Kantone erhalten im Rahmen der NFA
zudem während sieben Jahren zusätzlich CHF 180 Mio. Die Kantone führen
obligatorisch Patentboxen für in der Schweiz patentierte Erfindungen sowie fakultativ
einen Steuerabzug von maximal 50 Prozent auf in der Schweiz getätigte Forschung und
Entwicklung ein. Im Vergleich zur Unternehmenssteuerreform III wird auf die stark
umstrittene zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet. Die Steuerabzüge dürfen
zusammen nicht mehr als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns ausmachen (USR III:
80%). Ebenfalls im Unterschied zur USR III wird eine Gegenfinanzierung durch die
Unternehmen eingeführt: Die Dividendenbesteuerung wird beim Bund auf 70 Prozent
(Status Quo: 60%) und bei den Kantonen auf mindestens 70 Prozent erhöht (Status Quo:
zwischen 35% und 70%). Zudem werden als sozialpolitische Kompensation die
Mindestvorgaben für die Kinder- und Ausbildungszulage um CHF 30 auf CHF 230
respektive CHF 280 erhöht. Im Unterschied zum abgelehnten Vorschlag der USR III
enthält die Steuervorlage 17 somit deutlich weniger neue Steuerprivilegien sowie eine
Erhöhung der Dividendenbesteuerung und der minimalen Kinderzulagen. Infolgedessen
weist diese Version der SV17 eine gewisse Ähnlichkeit mit dem kurz nach Ablehnung der
USR III als «Plan B» bezeichneten Szenario auf. 
Die Voto-Analyse zur USR III hatte gezeigt, dass die Stimmbürger sich insbesondere
auch vor den unsicheren Konsequenzen der Vorlage gefürchtet hatten. Aus diesem
Grund hatte Bundesrat Maurer die Kantone im Rahmen der SV17 beauftragt, ihm ihre
Reformpläne mitzuteilen, so dass diese bei der Berechnung der finanziellen
Auswirkungen ebenfalls berücksichtigt werden können. Ausser den Kantonen Obwalden,
Luzern und Appenzell-Ausserrhoden, die schon über tiefe bis rekordtiefe
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Gewinnsteuern verfügen, gaben alle Kantone an, eine Reduktion ihrer Gewinnsteuern zu
planen. In 17 Kantonen sollen die Gewinnsteuern sogar unter 14 Prozent gesenkt
werden, wodurch diese gemäss Tages-Anzeiger weltweit zu den steuergünstigsten
Standorten gehören würden. Durchschnittlich planen die Kantone, ihre Gewinnsteuern
von 19.6 auf 14.5 Prozent zu senken. Dies bringe gemäss Berechnungen, welche die ESTV
als Grundlage für die bundesrätliche Botschaft vorgenommen hatte, jährliche statische
Kosten von CHF 1.8 Mrd. mit sich: CHF 700 Mio. auf Bundes- und CHF 1.1 Mrd. auf
Kantonsebene. Diese Schätzung ergänzte die ESTV durch dynamische Elemente wie
steigende Investitionsvolumen der Unternehmen durch die tieferen Steuern,
Standortverlagerungen verschiedener Unternehmen in die Schweiz oder die Umleitung
von Gewinnen in die Schweiz und erstellte 40 Szenarien zur Entwicklung der Einnahmen
von Bund, Kantonen und Gemeinden. Im schlechtesten Szenario wird der Bund auch
langfristig Verluste von CHF 1 Mrd. pro Jahr einfahren. Im mittleren Szenario, das
Finanzminister Maurer präsentierte, werden durch die SV17 langfristig Mehreinnahmen
von CHF 1.4 Mrd. pro Jahr generiert, im besten Szenario sogar Mehreinnahmen von CHF
6 Mrd. Ab wann genau diese positiven Effekte eintreten, ist unsicher; kurz- und
mittelfristig rechnet die ESTV im mittleren Szenario jedoch mit Mindereinnahmen in der
Höhe von CHF 2.5 Mrd. jährlich. 
Diese Schätzungen wurden von mehreren Seiten kritisiert, da sie neben Annahmen zu
den Reaktionen der Unternehmen auch auf Annahmen zu Gewinnsteuersätzen und
Steuerprivilegien im Ausland beruhen. Zudem gehe die Studie gemäss
Gewerkschaftsbund davon aus, dass die staatliche Bildung irrelevant sei oder nicht von
der Steuerreform beeinflusst werde. Sie berücksichtige den kantonalen
Steuerwettbewerb nicht und überschätze die Kosten einer Ablehnung der SV17 – diese
werden von der Studie im mittleren Szenario auf CHF 9 Mrd. geschätzt. Finanzminister
Maurer nannte die Studie «wissenschaftlich erhärtet», aus Zeitgründen sei sie jedoch
nicht von Externen überprüft worden. Was die Studie gemäss SGB jedoch gut aufzeige,
sei, dass die Steuerbelastung für bisher «normal» besteuerte Unternehmen – für
inlandorientierte KMU, wie es die NZZ erklärte – deutlich sinke, während sie für die
bisher steuerprivilegierten Firmen – für internationale Grosskonzerne – steige. 14

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Wyss (gp, SO) und Vischer (gp, ZH) äusserten in zwei Postulaten Bedenken, dass
Pendlerströme zur Zersiedelung der Landschaft beitragen und hohe
Infrastrukturkosten verursachen würden. Aus diesen Gründen verlangten die zwei
Geschäfte vom Bundesrat einen Bericht, der aufzeigen soll, mit welchen Anreizen
Arbeitsplatz und Wohnort wieder näher zusammengeführt werden können. Der
Bundesrat zeigte sich bereit, die den Anliegen zu Grunde liegenden Fragestellungen im
Rahmen der zweiten Etappe der RPG-Revision oder allenfalls in der Botschaft zur
neuen Energiepolitik aufzugreifen. In der Herbstsession überwies der Nationalrat das
Postulat Wyss, lehnte in der folgenden Session das Postulat Vischer, welches vom
Bundesrat das Aufzeigen von konkreten Massnahmen in der Raumplanung forderte,
jedoch ab. 15

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit
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Arbeitsmarkt

Les deux chambres du parlement ont, en outre, donné suite à une motion Wyss (verts,
SO) visant à promouvoir le « topsharing » au sein de l’administration fédérale. Par le
biais de cette intervention parlementaire, le Conseil fédéral a été chargé de procéder
aux modifications légales nécessaires afin d’inscrire le modèle du partage des
responsabilités de direction dans sa politique du personnel. 16

MOTION
DATUM: 16.06.2011
LAURENT BERNHARD

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Das Parlament überwies im Berichtsjahr eine Motion Wyss (gp, SO) mit dem Auftrag an
den Bundesrat, gesetzliche Anpassungen zur Förderung von Topsharing in der
Bundesverwaltung vorzunehmen. Dieses Modell ermöglicht es
Führungsverantwortlichen, Beruf und Familie durch Teilzeitarbeit besser zu vereinen
und erlaubt somit insbesondere Frauen, die in Führungspositionen noch untervertreten
sind, in Kaderpositionen tätig zu sein. Bei den Beratungen im Erstrat wurde die Vorlage
von Nationalrat Schibli (svp, ZH) mit dem Argument bekämpft, dass dieses Modell
hinsichtlich der Zuordnung klarer Verantwortlichkeiten Probleme schaffe. Mit einer
Mitte-Links Mehrheit von 85 zu 73 Stimmen sprach sich der Nationalrat aber dennoch
für die Motion aus. Im Juni stimmte der Ständerat ebenfalls zu. 17

MOTION
DATUM: 16.06.2011
ANITA KÄPPELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In den kantonalen Parlamentswahlen erzielten die Sozialdemokraten insgesamt 22
zusätzliche Sitze: acht in St. Gallen, sieben in Basel-Stadt, vier in Schwyz, drei in
Schaffhausen und einen im Thurgau; in Uri mussten sie einen Sitz abtreten. In den
Regierungsratswahlen in Basel-Stadt ersetzte Eva Herzog (sp) den zurücktretenden
Liberalen Ueli Vischer, in St. Gallen verdrängte Heidi Hanselmann (sp) den
Christlichdemokraten Anton Grüninger, und in Uri schaffte die SP mit Markus Züst nach
1999 wieder den Sprung in die Regierung.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Der Rücktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam für die meisten Beobachter
überraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundespräsident amtieren würde. Die SVP kündigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstädter Regierungsrätin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalrätin Hildegard Fässler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingeräumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) und Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
François Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Ständerätin war
der drohende Verlust des Ständeratssitzes ihrer Partei. 18

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

Die Grünen griffen bei den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahrs den
Sitz der FDP an. Die Partei rechnete sich mit Unterstützung der SP und der CVP
Erfolgschancen aus. Der Anspruch der Grünen mit 10% Wähleranteil auf einen
Bundesratssitz sei ebenso berechtigt wie jener der CVP, verlauteten die Parteisprecher.
Die Suche nach Spitzenkandidaten verlief allerdings harzig. Mit Marlies Bänziger (ZH),
Geri Müller (AG) und Brigit Wyss (SO) stellten sich schliesslich drei Kandidaten zur
Verfügung. Die Fraktion bestimmte Brigit Wyss zur Sprengkandidatin. Sie schied
allerdings bereits im dritten Wahlgang mit 40 Stimmen aus. 19

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.08.2010
MARC BÜHLMANN

Mit ihrer Wahl zur zweiten Vizepräsidentin im Nationalrat gab Maya Graf (BL) ihr Amt als
Fraktionschefin ab. Geht alles seinen normalen Gang und wird Graf 2011 wiedergewählt,
so dürfte sie 2013 als erste grüne Parlamentarierin die formell höchste Schweizerin
werden. Nachfolgerin von Graf als Fraktionschef der Grünen wurde der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers. Brigit Wyss (SO) und Luc Recordon (VD) übernahmen
gemeinsam das Vizepräsidium. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.12.2010
MARC BÜHLMANN

In Genf musste die GP nicht nur Verluste im Parlament hinnehmen, sondern wurde bei
den kantonalen Regierungswahlen auch eines Sitzes im Staatsrat beraubt. In Solothurn
schaffte es Brigit Wyss nur äusserst knapp nicht, für die Grünen eine
Exekutivbeteiligung zu erobern. In den Kantonen Neuenburg und Wallis hatten die
grünen Kandidierenden hingegen keine Chance. Insgesamt besetzte die GP Ende Jahr
noch 8 der 156 kantonalen Regierungssitze.

WAHLEN
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN
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